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Vorwort

Die sicherheitspolitische und gesellschaftliche Lage ist gegenwärtig 
von tiefgreifenden Veränderungen geprägt. Geopolitische Spannungen, 
neue sicherheitspolitische Herausforderungen und die Erfahrungen aus 
vergangenen Krisen führen uns eindrücklich vor Augen: Die Stabilität 
unseres Gemeinwesens muss jeden Tag aufs Neue gesichert, gestärkt 
und weiterentwickelt werden.

Gerade das Gesundheitswesen steht dabei in besonderer Verantwor-
tung. Das Gesundheitswesen gehört zu den tragenden Säulen unserer 
Gesellschaft und ist zugleich in besonderem Maße gefordert, auch 
unter außergewöhnlichen Bedingungen leistungsfähig zu bleiben.

Die Pflege nimmt dabei eine Schlüsselrolle ein. Pflegeeinrichtungen leisten täglich Enormes. Sie tra-
gen Verantwortung für Menschen, die auf Unterstützung, Fürsorge und Verlässlichkeit angewiesen 
sind. In Krisenzeiten wird diese Verantwortung gegenüber den vulnerablen Gruppen unserer Gesell-
schaft noch einmal deutlich größer. 

Der Freistaat Bayern hat frühzeitig erkannt, wie wichtig es ist, die Krisenfestigkeit des Gesundheits-
systems systematisch zu stärken, und die richtigen Konsequenzen gezogen. Mit dem von mir initiier-
ten Expertenrat Gesundheitssicherheit haben wir eine Plattform geschaffen, auf der zentrale Akteure 
aus allen Bereichen des Gesundheitswesens gemeinsam daran arbeiten, unsere Strukturen krisen-
fest aufzustellen. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf der Stärkung der Pflege.

Mit dem vorliegenden Handlungsleitfaden gehen wir diesen Weg weiter. Wir wollen die Einrichtun-
gen in Bayern stärken und ihnen ein Instrument an die Hand geben, das im Alltag ebenso wie in Aus-
nahmesituationen Orientierung bietet. Er soll Pflegeeinrichtungen dabei unterstützen, sich strukturiert 
und praxisnah auf unterschiedliche Krisenszenarien vorzubereiten und im Ernstfall handlungsfähig zu 
bleiben. Ziel ist es, Handlungssicherheit zu geben, Orientierung zu bieten und die Fähigkeit zur schnel-
len und wirksamen Reaktion zu stärken.

Denn eines ist klar: Die Resilienz unserer Pflege ist ein Gradmesser für die Resilienz unseres gesam-
ten Gesundheitswesens – und damit für die Sicherheit unserer Gesellschaft insgesamt. 

Ich danke allen, die an der Erarbeitung dieses Leitfadens mitgewirkt haben und insbesondere den
jenigen, die tagtäglich in der Pflege Verantwortung übernehmen.

Gemeinsam sorgen wir dafür, dass Bayern auch in herausfordernden Zeiten ein verlässlicher Ort der 
Versorgung und Sicherheit bleibt.

Ihre 

Judith Gerlach, MdL
Bayerische Staatsministerin für Gesundheit, Pflege und Prävention
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Einleitung

Pflegeeinrichtungen tragen eine besondere Verantwortung für den Schutz von Leben, Gesundheit 
und Würde der ihnen anvertrauten Menschen. Krisen- und Notfallsituationen können diese Verant-
wortung innerhalb kurzer Zeit erheblich erschweren und stellen sowohl die pflegerische Versorgung 
als auch die organisatorische Handlungsfähigkeit vor außergewöhnliche Herausforderungen.

Dieser Handlungsleitfaden dient als fachliche Orientierungshilfe zur strukturierten Vorbereitung, 
Bewältigung und Nachbereitung von Krisen- und Notfallsituationen in stationären und ambulanten 
Pflegeeinrichtungen im Freistaat Bayern. Er unterstützt Einrichtungen im Rahmen ihres internen 
Qualitäts- und Risikomanagements dabei, auch unter erschwerten Bedingungen handlungsfähig zu 
bleiben und eine sichere sowie fachlich angemessene Versorgung sicherzustellen.

Der Leitfaden stellt keinen verbindlichen Maßnahmenkatalog dar und ersetzt keine einrichtungs
individuellen Risikoanalysen, Notfallpläne oder betrieblichen Regelungen. Die Verantwortung für die 
konkrete Ausgestaltung, Anpassung und Umsetzung geeigneter Maßnahmen liegt bei der jeweiligen 
Einrichtung. Dabei sind insbesondere Größe, Versorgungsauftrag, Risikoprofil sowie strukturelle und 
personelle Rahmenbedingungen zu berücksichtigen.

Ziel des Leitfadens ist es, nachvollziehbare Abläufe und abgestufte Maßnahmen für unterschiedliche 
Krisenszenarien aufzuzeigen. Er soll Einrichtungen dabei unterstützen, eigene Konzepte weiterzuent-
wickeln und vorhandene Strukturen zu überprüfen. Mitarbeitende sollen im Ereignisfall auf vorberei-
tete und bekannte Abläufe zurückgreifen können. 

Der Leitfaden soll unterstützen und Anregungen geben, jedoch keine rechtlich bindenden 
Vorgaben machen. Auch die vorgeschlagenen Checklisten dienen lediglich der Orientierung 
und sollen den Blick darauf lenken, welche Aspekte idealerweise bedacht werden sollten. 
Sie stellen gewissermaßen ein Maximum an Möglichkeiten dar und müssen keinesfalls voll-
ständig übernommen werden, sondern dienen ebenfalls nur als Anregung und können 
selbstverständlich an die örtlichen Gegebenheiten und individuellen Bedarfe angepasst 
werden. Auch die bestehenden finanziellen Grenzen der Einrichtungen setzen einer maxi-
malen Krisenvorsorge Grenzen.

Dokumentationen und organisatorische Maßnahmen im Krisenfall erfolgen stets situationsange
messen und unter Berücksichtigung der praktischen Umsetzbarkeit. In akuten Gefahrenlagen haben 
die Sicherstellung der Versorgung und der Schutz von betreuten Personen und Mitarbeitenden Vor-
rang.

Der Handlungsleitfaden ist als fortlaufend zu überprüfende Orientierungshilfe angelegt. Einrichtun-
gen sollen dabei unterstützt werden, ihre Krisenvorsorge regelmäßig sowie anlassbezogen zu reflek-
tieren und weiterzuentwickeln. Anpassungen an rechtliche, organisatorische und fachliche Entwick-
lungen liegen in der Verantwortung der jeweiligen Einrichtung.
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1.	Stromausfall und Blackout

Die zuverlässige Stromversorgung ist eine zentrale Voraussetzung für den sicheren Betrieb von Pfle-
geeinrichtungen. Beleuchtung, medizinische Geräte, Kommunikationsmittel, Dokumentationssys-
teme sowie zahlreiche pflegerische und organisatorische Abläufe sind unmittelbar von elektrischer 
Energie abhängig. Fällt die Stromversorgung aus, können gewohnte Arbeitsabläufe innerhalb kürzes-
ter Zeit eingeschränkt oder unterbrochen sein.

Ein Stromausfall betrifft dabei nicht nur die Beleuchtung, sondern kann auch Aufzüge, Notrufsys-
teme, Kühlketten für Medikamente, elektronische Dokumentation oder Kommunikationswege be
einflussen. Dadurch entstehen besondere Anforderungen an die Aufmerksamkeit, Priorisierung und 
Koordination im Pflegealltag.

Im Rahmen dieses Handlungsleitfadens wird zwischen einem zeitlich begrenzten Stromausfall und 
einem langandauernden, großflächigen Stromausfall (Blackout) unterschieden. Während ein Strom-
ausfall meist lokal begrenzt ist und häufig innerhalb eines überschaubaren Zeitraums behoben wer-
den kann, ist ein Blackout durch eine unklare Dauer sowie den möglichen Ausfall weiterer kritischer 
Infrastrukturen gekennzeichnet. Dazu zählen unter anderem Telekommunikation, Treibstoffversor-
gung, medizinische Lieferketten oder die eingeschränkte Erreichbarkeit externer Unterstützungssys-
teme.

Bereits ein kurzfristiger Stromausfall erfordert ein strukturiertes und koordiniertes Vorgehen, um 
Risiken frühzeitig zu erkennen und Schäden zu vermeiden. Ein Blackout stellt darüber hinaus eine 
erweiterte Krisenlage dar, in der Pflegeeinrichtungen über einen längeren Zeitraum eigenständig 
handlungsfähig bleiben müssen. In solchen Situationen können weitergehende Entscheidungen 
erforderlich werden, beispielsweise zur Priorisierung von Ressourcen, zur Anpassung der Versor-
gung oder zur Prüfung von Verlegungs- und Evakuierungsmaßnahmen.

Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare Zuständigkeiten, abgestufte Maßnahmen und eine struktu-
rierte Entscheidungsfindung die Sicherheit der betreuten Personen sowie die organisatorische Hand-
lungsfähigkeit der Einrichtung auch unter Krisenbedingungen sicherzustellen.

1.1.	Checkliste Stromausfall / Blackout – stationäre Pflegeeinrichtungen

Ein Stromausfall oder Blackout stellt für stationäre Pflegeeinrichtungen ein besonders relevantes 
Krisenszenario dar, da zentrale Versorgungs- und Sicherheitsstrukturen unmittelbar betroffen sein 
können. Der Betrieb medizinischer Geräte, technische Anlagen, pflegerische Abläufe sowie die 
Sicherheit der Bewohnerinnen und Bewohner sind in hohem Maße von einer stabilen Energiever-
sorgung abhängig.

Die nachfolgende Checkliste dient der strukturierten Vorbereitung, Bewältigung und Nachbereitung 
von Stromausfällen und Blackout-Lagen in stationären Pflegeeinrichtungen. Sie berücksichtigt die 
besonderen Rahmenbedingungen der stationären Versorgung, insbesondere die Verantwortung für 
zahlreiche pflegebedürftige Menschen innerhalb einer Einrichtung sowie die Abhängigkeit von tech-
nischen Systemen und organisierten Abläufen.

Ziel der Checkliste ist es, Risiken frühzeitig zu erkennen, Maßnahmen nachvollziehbar zu priorisieren und 
ein koordiniertes Vorgehen sicherzustellen und dient als Orientierung für Mitarbeitende im Ereignisfall.
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Checkliste 
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die krisenverantwortliche Person ist 
schriftlich benannt.

Es bestehen festgelegte und doku-
mentierte Stellvertretungsregelungen.

Die interne Krisenorganisation ist 
festgelegt (z. B. Einsatzleitung, Pflege-
koordination, Technik, Versorgung)

Die interne Alarmierungs- und  
Meldekette ist festgelegt.

Der Erstkontakt im Ereignisfall ist 
definiert.

Die Kriterien für die Einbindung  
externer Stellen sind definiert.

Die interne Informationsweitergabe  
ist geregelt.

Das Personal wird regelmäßig sowie 
anlassbezogen unterwiesen

Die Durchführung der Unterweisungen 
ist schriftlich dokumentiert.

A2. Technische Vorsorge & Kommunikation

Eine Notstromversorgung zur Absiche-
rung kritischer Funktionen ist idealer-
weise vorhanden (z. B. Notstromaggre-
gat, Einspeisepunkte) oder es besteht 
ein Alternativkonzept zur Versorgung 
sicherheitsrelevanter Bereiche sowie 
besonders gefährdeter Bewohnerinnen 
und Bewohner. 

Der Umfang der notstromversorgten 
Bereiche ist eindeutig festgelegt und 
den Mitarbeitenden bekannt.
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(Sofern vorhanden) Das Notstrom
aggregat wird nach Herstellervorgaben 
regelmäßig gewartet; Wartungsnach-
weise liegen vor und die Funktions
fähigkeit wird im Rahmen dokumentier-
ter Testläufe überprüft.

Ein Treibstoffvorrat für mindestens  
24 Stunden ist verfügbar oder eine 
vertraglich geregelte Nachlieferungs-
möglichkeit ist sichergestellt.

Eine Notbeleuchtung in Fluren,  
Treppenhäusern und Sanitärbereichen 
ist vorhanden und wird regelmäßig 
überprüft.

Taschenlampen sind in ausreichender 
Anzahl an definierten Stellen gelagert 
(z. B. Stationsstützpunkte,  
Nachtwachen).

Batterievorräte werden regelmäßig 
geprüft und bei Bedarf ausgetauscht.

Elektrische Pflegebetten mit Notab-
senkung oder manueller Verstellmög-
lichkeit sind vorhanden.

Diensthandys sind regelmäßig  
geladen und funktionsfähig.

Powerbanks sind verfügbar; die 
Lagerorte sind dem Personal bekannt.

Eine aktuelle Kontaktliste liegt in 
ausgedruckter Form vor und  
enthält u. a. Kontaktdaten von: 

■	 Energieversorger
■	 Feuerwehr
■	 Rettungsdienst
■	 behandelnden Ärztinnen u. Ärzten
■	 Träger der Einrichtung
■	 zuständiger Heimaufsicht
■	 Angehörigen

Ein schriftliches Informationskonzept 
zur Information von Angehörigen ist 
vorhanden. Es regelt, in welchen 
Situationen und in welcher Form 
Angehörige informiert werden sowie 
wer für die Kommunikation verant-
wortlich ist.
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A3. Medizinische & pflegerische Vorsorge

Eine aktuelle Liste aller stromabhängi-
gen Bewohnerinnen und Bewohner 
wird geführt und ist für alle verantwort-
lichen Mitarbeitenden schnell zugäng-
lich. Die Liste enthält mindestens 
folgende Angaben:

■	 Art der eingesetzten  
Medizintechnik

■	 Zimmernummer
■	 Vorhandene Ersatz- bzw.  

Übergangslösung

Die Liste wird regelmäßig überprüft 
und bei Veränderungen im Bewohner-
profil aktualisiert.

Geeignete Ersatzlösungen für strom-
abhängige medizinische Maßnahmen 
(z. B. Sauerstoffversorgung,  
Absaugung) sind vorhanden.

Akkubetriebene Geräte werden 
regelmäßig auf ihre Funktionsfähigkeit 
überprüft. Die Akkus werden gemäß 
Herstellerangaben geladen, getestet 
und bei Bedarf ausgetauscht.

Ein schriftliches Notfallkonzept zur 
Aufrechterhaltung der Kühlkette für 
kühlpflichtige Medikamente ist vor-
handen.

Zur Umsetzung des Notfallkonzepts 
sind Kühlboxen und Kühlakkus zur 
Zwischenlagerung kühlpflichtiger 
Medikamente in ausreichender Anzahl 
verfügbar.

Handdokumentationsmaterial ist 
vorhanden, um pflegerische und 
medizinische Maßnahmen bei Ausfall 
elektronischer Dokumentationssysteme 
nachvollziehbar zu dokumentieren. 

Ein notwendiger Mindestmedikamen-
tenbestand ist – falls möglich – festge-
legt und wird vorgehalten.
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A4. Versorgung, Hygiene & Logistik

Eine Notverpflegung für mindestens 
48 Stunden zur Versorgung bei Ausfall 
elektrischer Küchengeräte ist – falls 
möglich – vorhanden. Die Notverpfle-
gung ist so ausgelegt, dass sie ohne 
oder mit minimalem Energieeinsatz 
zubereitet und ausgegeben werden 
kann. Die Vorräte werden regelmäßig 
kontrolliert und bei Bedarf ergänzt.

Eine ausreichende Trinkwasserreserve 
für mindestens 48 Stunden ist – falls 
möglich – vorhanden oder entspre-
chende Einkaufsmöglichkeiten in der 
Nähe der Einrichtung sind bekannt.

Desinfektionsmittel zur Einhaltung 
hygienischer Standards sind in ausrei-
chender Menge gelagert. Das Personal 
ist über alternative Hygienemaßnah-
men bei Stromausfall informiert und 
entsprechend geschult.

Inkontinenz- und Pflegematerial sind in 
ausreichender Menge verfügbar. Die 
Lagerbestände werden regelmäßig 
kontrolliert und bei Bedarf ergänzt.

Organisatorische Regelungen für 
Abfälle und Schmutzwäsche sind 
festgelegt, um eine sichere  
Zwischenlagerung zu ermöglichen.

B1. AKUTPHASE – Stromausfall

B1.1. Sofortmaßnahmen (0–15 Minuten)

Der Stromausfall wird intern bestätigt 
und eingeordnet:

■	 vollständiger Ausfall
■	 teilweiser Ausfall
■	 einzelne Bereiche oder Stromkreise 

weiterhin versorgt?

Hausinterne Sicherungen werden 
geprüft, um technische Ursachen 
innerhalb der Einrichtung auszu
schließen.
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Die krisenverantwortliche Person wird 
gemäß der festgelegten Alarmie-
rungs- und Meldekette informiert.

Parallel dazu wird die interne Alarm-
kette aktiviert, um alle relevanten 
Funktionsbereiche einzubinden.

Die voraussichtliche Dauer und Ursache 
des Stromausfalls werden beim Ener-
gieversorger erfragt. Die erhaltenen 
Informationen werden dokumentiert 
und fortlaufend aktualisiert.

Zur Sicherstellung der Orientierung 
und zur Minimierung von Unfallrisiken 
wird die Notbeleuchtung in den 
vorgesehenen Bereichen aktiviert 
bzw. auf ihre Funktionsfähigkeit 
überprüft.

Aufzüge werden außer Betrieb 
genommen und entsprechend 
gekennzeichnet.

Taschenlampen werden an das  
eingesetzte Personal verteilt.

B1.2. Pflege & Sicherheit

Sturzgefahren werden minimiert, 
Verkehrswege freigehalten und Stolper-
stellen beseitigt. Bewohnerinnen und 
Bewohner werden bei notwendigen 
Wegen unterstützt.

Bewohnerinnen und Bewohner 
werden zur besseren Aufsicht und 
Betreuung in gut beleuchteten  
Bereichen zusammengeführt.

Bettlägerige Bewohnerinnen und 
Bewohner werden in kurzen, festge-
legten Intervallen kontrolliert.

Demenziell veränderte Bewohnerin-
nen und Bewohner werden eng 
begleitet, da Unruhe, Weglauftenden-
zen und Desorientierung verstärkt 
auftreten können. Es wird für eine 
ruhige Umgebung gesorgt.
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Die Brandmeldeanlage sowie vorhan-
dene Rauchmelder werden auf ihre 
Funktionsfähigkeit überprüft.

Flucht- und Rettungswege werden 
jederzeit freigehalten.

B1.3. Medizinische & pflegerische Versorgung

Stromabhängige Bewohnerinnen und 
Bewohner werden identifiziert und 
vorrangig versorgt.

Notstrom- bzw. Akkubetrieb wird 
aktiviert und fortlaufend überwacht.

Die Sauerstoffversorgung wird sicher-
gestellt, insbesondere durch den 
Einsatz mobiler Sauerstoffsysteme 
oder anderer geeigneter Ersatzlösun-
gen. Verbrauch und Reichweite der 
vorhandenen Ressourcen werden 
berücksichtigt und dokumentiert.

Die Medikamentenkühlung wird 
kontinuierlich überwacht. Kühl-
pflichtige Medikamente werden 
gemäß dem Notfallkonzept gelagert; 
Temperaturabweichungen werden 
dokumentiert und bewertet.

Pflegehandlungen werden nach 
Dringlichkeit priorisiert. Lebensnotwen-
dige und sicherheitsrelevante Pflege-
handlungen haben Vorrang. Unterstüt-
zung kann ein Ampelsystem bieten, 
das die Dringlichkeit von Pflegehand-
lungen bzw. des Unterstützungsbe-
darfs der unterstützungsbedürftigen 
Personen durch Personal kategorisiert.

Die Dokumentation wird handschrift-
lich geführt. Alle wesentlichen Maß-
nahmen, Beobachtungen und Ent-
scheidungen werden nachvollziehbar 
festgehalten.

B1.4. Technik & Infrastruktur

Das Notstromaggregat wird aktiviert. 
Funktionsfähigkeit und verbleibende 
Laufzeit werden regelmäßig über-
wacht und dokumentiert.
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Die Heizungsfunktion wird geprüft;  
für eine stabile Raumtemperatur in 
Wohn- und Aufenthaltsbereichen  
wird gesorgt. Bei Ausfall werden 
alternative Maßnahmen zur  
Temperaturstabilisierung geprüft.

Die Funktionsfähigkeit der Warm
wasserversorgung wird geprüft, 
soweit technisch stromabhängig

Elektrische Küchengeräte werden 
außer Betrieb genommen.

Die Notverpflegung wird eingesetzt, 
um die Versorgung sicherzustellen.

B1.5. Personal & Organisation

Die Personalsituation wird geprüft. Es 
wird sichergestellt, dass ausreichend 
qualifiziertes Personal zur Verfügung 
steht.

Zur Vermeidung von Überlastung wird 
bei längerem Ausfall zusätzliches 
Personal eingeplant.

Aufgaben werden klar zugewiesen, 
um Doppelarbeit, Unsicherheiten und 
Versorgungsdefizite zu vermeiden.

Schichtübergaben werden mündlich 
und strukturiert durchgeführt.

Die Belastung des Personals wird 
fortlaufend im Blick behalten.

B1.6. Kommunikation & Meldungen

Der Träger der Einrichtung wird zeitnah 
über die aktuelle Lage informiert.

Ist eine erhebliche Beeinträchtigung 
für Bewohnerinnen und Bewohner 
oder des ordnungsgemäßen Betriebs 
der stationären Einrichtung oder 
besonderen Wohnform der Eingliede-
rungshilfe zu befürchten oder einge-
treten, wird zusätzlich die zuständige 
Heimaufsicht informiert.

Bei konkreter Gefährdung werden der 
Rettungsdienst und/oder die Feuer-
wehr eingebunden.
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Angehörige werden bei Bedarf gemäß 
dem festgelegten Informationskonzept 
informiert. Dabei wird auf eine sach-
liche und beruhigende Kommunikation 
zur Vermeidung von Verunsicherung 
geachtet.

Sämtliche externen Meldungen und 
Kontakte werden nachvollziehbar 
handschriftlich dokumentiert.

Eskalation zur Blackout-Lage

Dauert der Stromausfall länger als 6 
Stunden an, ist die Dauer nicht abseh-
bar oder sind weitere kritische Infra-
strukturen (z. B. Mobilfunk, Lieferketten, 
Treibstoffversorgung) betroffen, wird 
die Lage als Blackout eingestuft. In 
diesem Fall sind zusätzlich die nachfol-
genden Maßnahmen umzusetzen.

B2. AKUTPHASE – Blackout

B2.1. Krisensteuerung & Lagebild

Der Stromausfall wird offiziell als 
Blackout eingestuft; die Krisensteue-
rung wird entsprechend angepasst.

Die Krisenorganisation wird dauerhaft 
aktiviert. Die Leitung der Einrichtung 
übernimmt oder bestätigt die Einsatz-
leitung und stellt sicher, dass alle 
relevanten Funktionsbereiche kontinu-
ierlich eingebunden sind. Zuständigkei-
ten und Entscheidungswege werden 
überprüft und bei Bedarf angepasst.

Regelmäßige Lagebesprechungen zur 
gemeinsamen Bewertung der aktuel-
len Situation, der verfügbaren Res-
sourcen sowie der notwendigen 
nächsten Maßnahmen werden festge-
legt (z. B. alle zwei bis vier Stunden).

Die Ergebnisse der Lagebesprechungen 
werden nachvollziehbar dokumentiert.

Die Entscheidungskompetenz ist 
eindeutig benannt, um ein koordinier-
tes und widerspruchsfreies Vorgehen 
sicherzustellen.



16

B2.2. Notstrom & Energie

Die reale Restlaufzeit des Notstromag-
gregats wird berechnet. Dabei werden 
folgende Faktoren berücksichtigt:

■	 aktueller Treibstoffbestand
■	 durchschnittlicher Verbrauch
■	 Anzahl versorgter Verbraucher

Der Treibstoffverbrauch des Not
stromaggregats wird kontinuierlich 
überwacht und dokumentiert.

Es wird geprüft, ob eine Nachversor-
gung mit Treibstoff realistisch  
möglich ist.

Die Prioritätenliste für den Energiever-
brauch wird aktiviert. Es erfolgt 
ausschließlich die Versorgung lebens- 
und sicherheitsrelevanter Verbraucher.

Nicht lebensnotwendige Verbraucher 
werden abgeschaltet.

B2.3. Medizinische und pflegerische Versorgung

Hochrisikobewohnerinnen und 
-bewohner werden neu priorisiert  
und vorrangig berücksichtigt.

Die Versorgung beatmeter, intensiv-
pflichtiger oder hochgradig versor-
gungsintensiver Bewohnerinnen und 
Bewohner ist sichergestellt. Es wird 
geprüft, ob die Versorgung über den 
gesamten erwarteten Zeitraum sicher 
gewährleistet werden kann.

Die Medikamentenreserven für 
mehrere Tage werden im Hinblick  
auf Menge, Haltbarkeit und Abhängig-
keit von Kühlung geprüft und  
dokumentiert.

Kühlkettenverluste werden bewertet 
und dokumentiert. Auf dieser Grund-
lage wird eine fachlich begründete 
Entscheidung zum weiteren Einsatz 
oder zur Aussonderung von Medika-
menten getroffen.
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Es wird geprüft, ob eine ärztliche 
Versorgung realistisch erreichbar  
ist oder Einschränkungen bestehen. 
Diese Bewertung ist relevant für  
die Entscheidung über eine mögliche 
Verlegung.

B2.4. Versorgung mit Nahrung & Wasser

Trinkwasservorräte für mindestens 
48 Stunden, im Blackout möglichst bis 
72 Stunden, sind in ausreichender 
Menge vorhanden.

Die Essensversorgung ohne Strom ist 
auch über einen längeren Zeitraum 
sichergestellt.

Sonderkost und Sondennahrung sind 
in ausreichender Menge verfügbar.

Eine Rationierung der Versorgung ist 
vorbereitet, falls dies erforderlich wird.

B2.5. Hygiene & Entsorgung

Ein angepasstes Hygienekonzept für 
den Betrieb ohne Warmwasserversor-
gung wird aktiviert.

Die Abfallentsorgung über mehrere 
Tage ist geregelt, gegebenenfalls unter 
Nutzung von Zwischenlagerungen.

Die Wäscheversorgung ist sicherge-
stellt oder es sind geeignete Ersatz-
maßnahmen definiert.

B2.6. Personal – Langzeitlage

Die Personalverfügbarkeit für mehrere 
Tage wird realistisch eingeschätzt. 
Dabei werden mögliche Ausfälle, 
eingeschränkte Anfahrtswege sowie 
individuelle Belastungsgrenzen 
berücksichtigt.

Geeignete Ruhe- und Schlafmöglichkei-
ten für Mitarbeitende sind organisiert.

Eine ausreichende Verpflegung für 
Mitarbeitende ist gesichert.

Die Belastungssituation im Team wird 
kontinuierlich beobachtet und berück-
sichtigt.
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Die Verfügbarkeit von Notfall- und 
Ablösepersonal wird geprüft.

B2.7. Sicherheit & Ordnung

Die Zugangssicherung ohne elektroni-
sche Systeme wird überprüft und bei 
Bedarf angepasst.

Der Schutz vor unbefugtem Betreten 
sowie vor unbeabsichtigtem Verlassen 
der Einrichtung (insbesondere bei 
demenziell veränderten Bewohnerin-
nen und Bewohnern) ist organisiert 
und umgesetzt.

Brandwachen werden eingerichtet, 
sofern Brandmeldeanlagen nur einge-
schränkt funktionsfähig sind.

Eine zusätzliche Beleuchtung in den 
Nachtstunden ist sichergestellt.

B2.8. Kommunikation & externe Stellen

Einschränkungen oder ein Ausfall von 
Mobilfunk und Internet werden festge-
stellt und im Lagebild berücksichtigt.

Alternative Kommunikationswege 
werden geprüft und nutzbar gemacht.

Der Träger der Einrichtung wird eng 
und fortlaufend eingebunden.

Der Kontakt zur zuständigen Kom-
mune bzw. zum Katastrophenschutz 
wird hergestellt, um mögliche Unter-
stützungsmaßnahmen abzuklären.

Angehörige werden sachlich und 
transparent über die aktuelle Blackout-
Lage und die getroffenen Maßnah-
men informiert.

Sämtliche Kommunikationsmaßnah-
men werden dokumentiert.

B2.9. Verlegung & Evakuierung

Die Kriterien für eine Teil- oder Vollver-
legung werden geprüft.

Die Entscheidung für oder gegen eine 
Verlegung wird verantwortungsvoll 
getroffen und nachvollziehbar  
dokumentiert.
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Die Aufnahmekapazitäten externer 
Einrichtungen sind bekannt.

Geeignete Transportmöglichkeiten 
sind realistisch verfügbar.

B2.10. Dokumentation

Während der Blackout-Lage werden 
alle Entscheidungen zeitnah und 
fortlaufend dokumentiert.

Abweichungen vom Regelbetrieb 
werden fachlich begründet und  
dokumentiert.

Alle Maßnahmen werden fortlaufend 
protokolliert.

C. NACH DEM EREIGNIS

C1. Wiederherstellung Normalbetrieb

Alle technischen Anlagen werden 
überprüft und schrittweise wieder 
hochgefahren, um Folgeschäden zu 
vermeiden. Notstrombetrieb wird 
geordnet beendet.

Alle Medizinprodukte werden auf ihre 
ordnungsgemäße Funktion überprüft.

Die Medikamentenkühlung wird auf 
mögliche Temperaturabweichungen 
kontrolliert und dokumentiert.

Versorgung, Hygiene, Pflege und 
Technik werden auf den Normalbe-
trieb zurückgestellt.

Die während des Stromausfalls 
geführte Dokumentation wird vervoll-
ständigt und in das reguläre Doku-
mentationssystem überführt.

Gegebenenfalls wird eine Schadens-
meldung erstellt und an den Träger 
der Einrichtung oder die zuständige 
Stelle weitergeleitet.

Im Nachgang zum Ereignis notwen-
dige Notfallversorgungsmaßnahmen 
werden durchgeführt bzw. ihre Durch-
führung organisiert.
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C2. Auswertung & Analyse

Die gesamte Blackout-Lage wird 
analysiert und ausgewertet.

Alle Abläufe, getroffenen Entscheidun-
gen, Engpässe und kritischen Ereig-
nisse werden nachvollziehbar  
dokumentiert.

Der Informationsfluss zu Angehörigen, 
Trägern und externen Stellen wird 
überprüft und bewertet.

C3. Lessons Learned / Verbesserung

Eine Nachbesprechung des Ereignis-
ses wird durchgeführt, um Abläufe, 
Entscheidungen und Erfahrungen zu 
reflektieren.

Abläufe werden reflektiert, Verbesse-
rungspotenziale identifiziert und 
dokumentiert.

Der Krisenplan wird bei Bedarf aktuali-
siert, basierend auf den gewonnenen 
Erkenntnissen.

C4. Abschlussdokumentation

Alle Ereignisse, Entscheidungen und 
Maßnahmen während der Blackout-
Lage werden abschließend zusam-
mengefasst.

Erkenntnisse und Optimierungsmaß-
nahmen aus dem Ereignis werden 
dokumentiert und für künftige Szena-
rien archiviert.
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1.2.	Checkliste Stromausfall / Blackout – ambulante Pflegeeinrichtungen

Ein Stromausfall oder Blackout stellt für die ambulante Pflege eine besondere Herausforderung dar, 
da die Versorgung in der Häuslichkeit der pflegebedürftigen Personen erfolgt und die Handlungs-
möglichkeiten der Pflegekräfte in hohem Maße von äußeren Rahmenbedingungen abhängen. Ein-
schränkungen der Energieversorgung können pflegerische und medizinische Maßnahmen, Kommu-
nikationswege sowie die Erreichbarkeit der Klientinnen und Klienten erheblich beeinträchtigen.

Die nachfolgende Checkliste dient der strukturierten Vorbereitung, Bewältigung und Nachbereitung 
von Stromausfällen und Blackout-Lagen in der ambulanten Pflege. Sie berücksichtigt die besonderen 
Rahmenbedingungen der dezentralen Versorgung, insbesondere die Abhängigkeit von Mobilität, die 
häufige Einzelarbeit der Mitarbeitenden sowie die begrenzten technischen Möglichkeiten in der 
häuslichen Umgebung.

Ziel der Checkliste ist es, Risiken frühzeitig zu erkennen, Maßnahmen nachvollziehbar zu priorisieren 
und ein koordiniertes Vorgehen in der ambulanten Versorgung sicherzustellen. 
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Checkliste 
Stromausfall / Blackout 
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die krisenverantwortliche Person 
(Pflegedienstleitung) ist schriftlich 
benannt

Es bestehen festgelegte und doku-
mentierte Stellvertretungsregelungen.

Die interne Krisenorganisation ist 
festgelegt (z. B. Einsatzleitung, Touren- 
und Pflegekoordination, Kommunika-
tion, Dokumentation).

Die interne Alarmierungs- und  
Meldekette ist festgelegt.

Das Personal wird regelmäßig  
sowie anlassbezogen unterwiesen

Die Durchführung der Unterweisungen 
ist schriftlich dokumentiert.

A2. Technische Vorsorge & Kommunikation

Diensthandys sind regelmäßig gela-
den und funktionsfähig.

Powerbanks sind verfügbar; die 
Lagerorte sind dem Personal bekannt.

Taschenlampen sind in ausreichender 
Anzahl an definierten Stellen gelagert 
(z. B. Pflegedienstbüro, Einsatz
fahrzeuge).

Gedruckte Listen sind aktuell und für 
Mitarbeitende zugänglich und enthalten:

■	 Tourenlisten
■	 Liste der Pflegebedürftigen
■	 Kontaktlisten
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Eine aktuelle Kontaktliste liegt in 
ausgedruckter Form vor und enthält 
Kontaktdaten von: 

■	 Energieversorger
■	 Feuerwehr
■	 Rettungsdienst
■	 behandelnden Ärztinnen u. Ärzten
■	 Träger der Einrichtung
■	 Krisenstab Kreisverwaltungsbehörde
■	 Angehörigen

Ein schriftliches Informationskonzept 
zur Information von Angehörigen ist 
vorhanden. Es regelt, in welchen 
Situationen und in welcher Form 
Angehörige informiert werden sowie 
wer für die Kommunikation verant-
wortlich ist.

A3. Medizinische & pflegerische Vorsorge

Eine aktuelle Liste stromabhängiger 
Pflegebedürftiger ist vorhanden und 
enthält mindestens folgende Angaben:

■	 Art der eingesetzten Medizintechnik
■	 Adresse
■	 Erreichbarkeit von Angehörigen

Die Liste wird regelmäßig überprüft 
und bei Veränderungen im Versor-
gungsbedarf aktualisiert.

Hochrisiko-Pflegebedürftige sind 
definiert und priorisiert.

Für jede pflegebedürftige Person ist 
eine Einschätzung dokumentiert, ob 
eine Versorgung ohne Strom möglich 
ist und über welchen Zeitraum.

Informationen zu vorhandenen häus-
lichen Notstrom- oder Ersatzlösungen 
liegen vor und werden in die Versor-
gungsplanung einbezogen.

Geeignete Ersatzlösungen für strom-
abhängige pflegerische und medizini-
sche Maßnahmen sind definiert.
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Akkubetriebene Geräte werden 
regelmäßig auf ihre Funktionsfähigkeit 
überprüft. Die Akkus werden gemäß 
Herstellerangaben geladen, getestet 
und bei Bedarf ausgetauscht.

Ein schriftliches Notfallkonzept zur 
Aufrechterhaltung der Kühlkette für 
kühlpflichtige Medikamente ist vor-
handen.

Zur Umsetzung des Notfallkonzepts 
stehen Kühlboxen und Kühlakkus zur 
Zwischenlagerung kühlpflichtiger 
Medikamente in ausreichender Anzahl 
zur Verfügung.

Handdokumentationsmaterial ist 
vorhanden, um pflegerische und medi-
zinische Maßnahmen bei Ausfall 
elektronischer Dokumentationssys-
teme vollständig und nachvollziehbar 
zu dokumentieren.

A4. Mobilität, Versorgung & Logistik

Der Kraftstoffstand der Dienstfahr-
zeuge wird regelmäßig geprüft.

Abhängigkeiten von Tankstellen sowie 
mögliche Einschränkungen der Treib-
stoffverfügbarkeit sind bewertet.

Alternativen für Situationen mit einge-
schränkter Mobilität sind vorgesehen.

Touren sind nach Dringlichkeit priori-
siert; lebensnotwendige Versorgun-
gen haben Vorrang.

Aufschiebbare Leistungen können 
situationsabhängig angepasst oder 
verschoben werden.

B1. AKUTPHASE – Stromausfall

B1.1. Sofortmaßnahmen (0–15 Minuten)

Der Stromausfall wird bekannt 
gemacht und eingeordnet.
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Die voraussichtliche Dauer und Ursa-
che des Stromausfalls werden beim 
Energieversorger erfragt. Die erhalte-
nen Informationen werden dokumen-
tiert und fortlaufend aktualisiert.

Die krisenverantwortliche Person wird 
gemäß der festgelegten Alarmie-
rungs- und Meldekette informiert.

Parallel dazu wird die interne Alarm-
kette aktiviert, um alle relevanten 
Funktionsbereiche einzubinden.

Es wird geprüft, ob der Stromausfall 
lokal begrenzt ist oder weitere Berei-
che betrifft.

Ein erstes Lagebild wird erstellt und 
dokumentiert.

B1.2. Pflege & Versorgung

Es besteht die Möglichkeit, Klingeln 
und Türen nicht-elektronisch zu 
betätigen bzw. zu öffnen.

Stromabhängige Pflegebedürftige 
werden unverzüglich identifiziert.

Hochrisiko-Pflegebedürftige werden 
priorisiert.

Für stromabhängige pflegerische und 
medizinische Maßnahmen werden 
vorgesehene Ersatzlösungen aktiviert.

Die Abstimmung mit Angehörigen 
erfolgt situationsgerecht, um die 
Versorgung abzusichern.

Pflegehandlungen werden nach 
Dringlichkeit priorisiert; lebensnotwen-
dige Maßnahmen haben Vorrang.

Beobachtungen, Abweichungen und 
durchgeführte Maßnahmen werden 
nachvollziehbar dokumentiert.

B1.3. Organisation & Touren

Die Tourenplanung wird überprüft und 
an die aktuelle Lage angepasst.

Nicht zwingend notwendige Leistun-
gen werden situationsabhängig 
verschoben.
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Rückmeldungen des eingesetzten 
Personals werden gebündelt, um ein 
aktuelles Lagebild zu erhalten.

B1.4. Kommunikation & Meldungen

Der Träger des Pflegedienstes wird 
zeitnah über die aktuelle Lage  
informiert.

Angehörige werden bei Bedarf gemäß 
dem festgelegten Informationskonzept 
informiert; eine Verunsicherung ist 
dabei zu vermeiden.

Bei medizinischem oder pflegeri-
schem Bedarf wird eine ärztliche 
Rücksprache eingeleitet.

Sämtliche externen Meldungen und 
Kontakte werden nachvollziehbar 
dokumentiert.

Eskalation zur Blackout-Lage
Dauert der Stromausfall länger als 6 
Stunden an, ist die Dauer nicht abseh-
bar oder sind weitere kritische Infra-
strukturen (z. B. Mobilfunk, Lieferketten, 
Treibstoffversorgung) betroffen, wird 
die Lage als Blackout eingestuft. In 
diesem Fall sind zusätzlich die nachfol-
genden Maßnahmen umzusetzen.

B2. AKUTPHASE – Blackout

B2.1. Krisensteuerung & Lagebild

Der Stromausfall wird offiziell als 
Blackout eingestuft; die Krisensteue-
rung wird entsprechend angepasst.

Die Krisenorganisation wird dauerhaft 
aktiviert. Die Leitung des Pflegediens-
tes übernimmt oder bestätigt die 
Einsatzleitung und stellt sicher, dass 
alle relevanten Funktionsbereiche 
kontinuierlich eingebunden sind.

Regelmäßige Lagebesprechungen zur 
Bewertung der aktuellen Situation, der 
verfügbaren Ressourcen sowie der 
erforderlichen nächsten Maßnahmen 
werden festgelegt (z. B. alle zwei bis 
vier Stunden).
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Die Ergebnisse der Lagebesprechungen 
werden nachvollziehbar dokumentiert.

Die Entscheidungskompetenz ist 
eindeutig benannt, um ein koordinier-
tes und widerspruchsfreies Vorgehen 
sicherzustellen.

Während der gesamten Blackout-Lage 
wird ein schriftliches Lagebild geführt.

B2.2. Notstrom & Energie

Es wird geprüft, in welchem Umfang 
Notstrom- oder Ersatzstromlösungen 
verfügbar sind und wie lange diese 
realistisch genutzt werden können.

Der Energieeinsatz wird priorisiert; 
lebens- und sicherheitsrelevante 
Anwendungen haben Vorrang.

Nicht lebensnotwendige pflegerische 
und organisatorische Maßnahmen 
werden überprüft und, sofern vertret-
bar, reduziert oder vorübergehend 
eingestellt, um Ressourcen gezielt für 
lebens- und sicherheitsrelevante 
Versorgungen einzusetzen. Die Ent-
scheidung erfolgt durch die Pflege-
dienstleitung bzw. Einsatzleitung.

B2.3. Medizinische & pflegerische Versorgung

Hochrisiko-Pflegebedürftige werden 
neu priorisiert und vorrangig berück-
sichtigt.

Es wird fortlaufend geprüft, ob eine 
sichere pflegerische und medizinische 
Versorgung in der häuslichen Umge-
bung gewährleistet werden kann.

Die Versorgung mit kühlpflichtigen 
Medikamenten wird überprüft und die 
Aufrechterhaltung der Kühlkette 
sichergestellt.

Bei Gefährdung der Kühlkette werden 
geeignete Maßnahmen zur Sicherung 
oder zum Ersatz der Medikamenten-
versorgung eingeleitet.
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Bei nicht mehr sicher gewährleisteter 
Versorgung werden geeignete Alter-
nativen geprüft und eingeleitet.

Die Einbindung von Angehörigen, 
ärztlichen Diensten oder dem Ret-
tungsdienst wird situationsabhängig 
veranlasst.

Alle getroffenen Entscheidungen, 
Maßnahmen und Abweichungen 
werden fortlaufend dokumentiert.

B2.4. Personal – Langzeitlage

Die Personalsituation wird fortlaufend 
bewertet und an die Blackout-Lage 
angepasst.

Arbeitszeiten, Pausenregelungen und 
Einsatzzeiten werden unter Berück-
sichtigung der Fürsorgepflicht ange-
passt.

Zur Sicherstellung der Versorgung 
werden personelle Ressourcen 
bedarfsgerecht umverteilt oder ver-
stärkt.

Maßnahmen zur Entlastung des 
Personals werden umgesetzt, um die 
Durchhaltefähigkeit über einen länge-
ren Zeitraum sicherzustellen.

B2.5. Mobilität & Logistik

Die Mobilität der Mitarbeitenden wird 
fortlaufend bewertet und an die 
Blackout-Lage angepasst.

Die Erreichbarkeit der Pflegebedürfti-
gen wird unter Berücksichtigung von 
Verkehrs-, Treibstoff- und Infrastruktur-
beeinträchtigungen geprüft.

Die Verfügbarkeit von Treibstoff für 
Dienstfahrzeuge wird überwacht und 
im Lagebild berücksichtigt.

Touren werden weiter gebündelt, redu-
ziert oder umgeplant, um die priori-
sierte Versorgung sicherzustellen.
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Lieferketten und logistische Abhängig-
keiten (z. B. Medikamente, Hilfsmittel) 
werden überprüft und bei Störungen 
alternative Lösungen geprüft.

B2.6. Kommunikation & externe Stellen

Einschränkungen oder ein Ausfall von 
Mobilfunk- und Internetverbindungen 
werden festgestellt und im Lagebild 
berücksichtigt.

Alternative Kommunikationswege 
werden geprüft und genutzt, um die 
interne und externe Erreichbarkeit 
sicherzustellen.

Der Träger des Pflegedienstes wird 
fortlaufend über die Blackout-Lage 
und wesentliche Entwicklungen 
informiert.

Der Kontakt zu zuständigen externen 
Stellen (z. B. Kommune, Katastrophen-
schutz, Rettungsdienst) wird herge-
stellt, sofern dies zur Sicherstellung 
der Versorgung erforderlich ist.

Angehörige werden sachlich, bedarfs-
gerecht und situationsangemessen 
über die Versorgungslage informiert.

Sämtliche Kommunikationsmaßnah-
men und externen Kontakte werden 
nachvollziehbar dokumentiert.

B2.7. Verlegung

Es wird fortlaufend geprüft, ob eine 
Verlegung einzelner Pflegebedürftiger 
aus Gründen der Versorgungs- oder 
Patientensicherheit erforderlich ist.

Kriterien für eine mögliche Verlegung 
sind definiert und werden situations-
bezogen angewendet.

Die Entscheidung zur Verlegung wird 
verantwortungsbewusst getroffen 
und nachvollziehbar dokumentiert.

Geeignete Aufnahmemöglichkeiten  
(z. B. stationäre Einrichtungen, Kran-
kenhäuser) werden geprüft und 
kontaktiert.
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Geeignete Transportmöglichkeiten 
werden unter Berücksichtigung der 
aktuellen Infrastruktur realistisch 
bewertet und organisiert.

Angehörige werden in Entscheidun-
gen zur Verlegung einbezogen, sofern 
dies zeitlich und situativ möglich ist.

Sämtliche Maßnahmen im Zusam-
menhang mit Verlegungen werden 
vollständig dokumentiert.

C. NACH DEM EREIGNIS

C1. Wiederherstellung des Regelbetriebs

Nach Beendigung der Blackout-Lage 
wird der Regelbetrieb schrittweise 
wiederhergestellt.

Die reguläre Touren- und Einsatzpla-
nung wird überprüft und angepasst.

Die Versorgung der Pflegebedürftigen 
wird wieder vollständig in den Regel-
betrieb überführt.

Eingesetzte Notfall- und Ersatzlösun-
gen werden zurückgeführt und ord-
nungsgemäß beendet.

C2. Dokumentation & Meldungen 

Die während des Ereignisses geführte 
Einsatz- und Entscheidungsdokumen-
tation wird gesammelt, geordnet und 
abgeschlossen.

Alle relevanten Maßnahmen, Abwei-
chungen und Entscheidungen werden 
vollständig und nachvollziehbar  
dokumentiert.

Erforderliche Meldungen an Träger oder 
zuständige Stellen werden geprüft und 
fristgerecht vorgenommen.

C3. Auswertung & Lessons Learned

Das Ereignis wird im Rahmen einer 
strukturierten Nachbesprechung 
ausgewertet.

Abläufe, Entscheidungen und Kommuni-
kationswege werden kritisch überprüft.
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Schwachstellen sowie Verbesserungs-
potenziale werden identifiziert und 
dokumentiert.

Positive Erfahrungen und bewährte 
Maßnahmen werden festgehalten.

C4. Anpassung & Prävention

Der Krisen- und Notfallplan wird auf 
Grundlage der gewonnenen Erkennt-
nisse überprüft und bei Bedarf ange-
passt.

Erforderliche organisatorische, perso-
nelle oder technische Maßnahmen 
werden abgeleitet und umgesetzt.

Anpassungen werden dokumentiert 
und in geeigneter Form kommuniziert.

Mitarbeitende werden über relevante 
Änderungen informiert und bei Bedarf 
erneut unterwiesen.
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2.	Brand 

Brände stellen in Pflegeeinrichtungen und in der häuslichen Versorgung ein besonders kritisches 
Krisenszenario dar, da sie sich häufig schnell entwickeln und innerhalb kürzester Zeit eine akute 
Gefährdung für Leben und Gesundheit pflegebedürftiger Menschen, Klientinnen und Klienten sowie 
Mitarbeitender verursachen können. Neben der unmittelbaren Brand- und Rauchentwicklung können 
eingeschränkte Flucht- und Rettungsmöglichkeiten, mögliche Panikreaktionen sowie ein erhöhter 
Unterstützungsbedarf betroffener Personen die Situation zusätzlich verschärfen.

Sowohl stationäre Pflegeeinrichtungen als auch ambulante Pflegedienste sind im Brandereignis mit 
besonderen Herausforderungen konfrontiert. In stationären Einrichtungen stehen insbesondere der 
Schutz einer Vielzahl pflegebedürftiger Menschen innerhalb eines Gebäudes, die Sicherung von 
Flucht- und Rettungswegen sowie die koordinierte Zusammenarbeit mit der Feuerwehr im Vorder-
grund. In der ambulanten Pflege erfolgt die Versorgung hingegen in der Häuslichkeit der pflegebe-
dürftigen Personen, häufig in Einzelarbeit und mit begrenzten technischen sowie organisatorischen 
Einflussmöglichkeiten.

Dieses Szenario beschreibt Maßnahmen zur Vorsorge, zum Verhalten im Brandfall sowie zur Nach-
bereitung von Brandereignissen in stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen. Ziel ist es, durch 
klare Zuständigkeiten, abgestimmte Abläufe und eine strukturierte Zusammenarbeit mit externen 
Einsatzkräften die Sicherheit der betreuten Personen und der Mitarbeitenden zu gewährleisten und 
die Handlungsfähigkeit der Einrichtungen auch in akuten Gefahrenlagen sicherzustellen.

2.1.	Checkliste Brand – stationäre Pflegeeinrichtungen

Ein Brand stellt für stationäre Pflegeeinrichtungen ein besonders hohes Risiko dar, da die Sicherheit 
einer Vielzahl pflegebedürftiger Menschen innerhalb eines Gebäudes gewährleistet werden muss. 
Eingeschränkte Mobilität, kognitive Beeinträchtigungen sowie die Abhängigkeit von Unterstützung 
bei der Selbstrettung können die Gefährdungslage zusätzlich erhöhen.

Die nachfolgende Checkliste dient der strukturierten Vorbereitung, Bewältigung und Nachbereitung 
von Brandereignissen in stationären Pflegeeinrichtungen. Sie berücksichtigt die besonderen Rah-
menbedingungen der stationären Versorgung, insbesondere die Verantwortung für die Bewohnerin-
nen und Bewohner, die Organisation von Evakuierungs- und Schutzmaßnahmen sowie die Zusam-
menarbeit mit der Feuerwehr und weiteren Einsatzkräften.

Ziel der Checkliste ist es, Risiken frühzeitig zu erkennen, Maßnahmen nachvollziehbar zu priorisieren 
und ein koordiniertes Vorgehen im Brandfall sicherzustellen. Die Checkliste dient als Orientierung für 
Mitarbeitende im Ereignisfall.
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Eine für den Brandschutz verantwort-
liche Person ist benannt und schriftlich 
festgelegt.

Für brandschutzrelevante Funktionen 
bestehen festgelegte und dokumen-
tierte Stellvertretungsregelungen.

Die interne Alarmierungs- und Melde-
kette für Brandereignisse ist festge-
legt und den Mitarbeitenden bekannt.

Zuständigkeiten und Aufgaben im 
Brandfall, insbesondere in Bezug auf 
Alarmierung, Evakuierung, Betreuung 
der Bewohnerinnen und Bewohner 
sowie Kommunikation, sind eindeutig 
geregelt.

Die organisatorische Zusammenarbeit 
mit externen Einsatzkräften, insbeson-
dere mit der Feuerwehr, ist festgelegt.

A2. Baulicher, technischer und organisatorischer Brandschutz

Bauliche Brandschutzmaßnahmen 
(z. B. Brandabschnitte, Brandschutz
türen, Flucht- und Rettungswege) sind 
vorhanden, funktionsfähig und werden 
regelmäßig überprüft.

Technische Brandschutzeinrichtungen 
(z. B. Brandmeldeanlage, Rauchwarn-
melder, Alarmierungseinrichtungen) 
sind installiert, betriebsbereit und 
werden gemäß der geltenden  
Vorgaben gewartet.

Flucht- und Rettungswege sind 
eindeutig gekennzeichnet, jederzeit 
freigehalten und den Mitarbeitenden 
bekannt.



34

Feuerlöscheinrichtungen sind in 
ausreichender Anzahl vorhanden, 
zugänglich und regelmäßig geprüft.

Organisatorische Regelungen zum 
Brandschutz (z. B. Verhaltensregeln, 
Zuständigkeiten, Abläufe) sind schrift-
lich festgelegt und umgesetzt.

A3. Schulung, Unterweisung & Übung

Mitarbeitende werden regelmäßig 
sowie anlassbezogen zu Brandschutz, 
Brandverhalten und Evakuierungsmaß-
nahmen unterwiesen.

Neue Mitarbeitende werden im 
Rahmen der Einarbeitung in die 
brandschutzrelevanten Regelungen 
eingewiesen.

Brandschutzübungen und Evakuie-
rungsübungen werden in angemesse-
nen Abständen durchgeführt.

Die Teilnahme an Unterweisungen 
und Übungen ist dokumentiert.

A4. Kommunikation & Dokumentation

Regelungen zur internen und externen 
Kommunikation im Brandfall sind 
festgelegt und bekannt.

Kontaktinformationen relevanter 
externer Stellen (z. B. Feuerwehr, 
Träger, Rettungsdienst) sind aktuell 
und für Mitarbeitende zugänglich.

Vorgaben zur Dokumentation von 
Brandereignissen, Maßnahmen und 
Entscheidungen sind festgelegt.

Brandschutzrelevante Unterlagen und 
Nachweise sind vollständig, aktuell 
und geordnet verfügbar.

B1. AKUTPHASE – Brand

Der Brand wird erkannt, die Brandmel-
dung ausgelöst und der Notruf gemäß 
der festgelegten Vorgaben abgesetzt.
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Die interne Alarmierung wird unver-
züglich aktiviert, um Mitarbeitende zu 
informieren und die vorgesehenen 
Maßnahmen einzuleiten.

Bewohnerinnen und Bewohner 
werden entsprechend ihrer individuel-
len Fähigkeiten geschützt, angeleitet 
oder unterstützt.

Flucht- und Rettungswege werden 
genutzt, freigehalten und überwacht, 
soweit dies ohne Eigengefährdung 
möglich ist.

Evakuierungs- oder Schutzmaßnah-
men werden gemäß der festgelegten 
Abläufe eingeleitet.

Die Feuerwehr wird bei Eintreffen 
unterstützt, relevante Informationen 
werden übergeben und Anweisungen 
der Einsatzleitung beachtet.

Ein fortlaufendes Lagebild wird erstellt 
und wesentliche Maßnahmen sowie 
Entscheidungen werden dokumentiert.

B2. Folgeereignisse und Eskalation – Brand

Nach Beendigung der akuten Brand-
phase wird geprüft, welche Bereiche 
der Einrichtung weiterhin nutzbar sind, 
und welche gesperrt werden müssen.

Auswirkungen des Brandereignisses 
(z. B. Rauchentwicklung, Löschwas-
serschäden, Ausfall technischer 
Anlagen) werden bewertet.

Die weitere Versorgung der Bewohne-
rinnen und Bewohner wird auf Grund-
lage der aktuellen Lage neu organisiert.

Erforderliche Teilverlegungen oder 
Verlegungen werden geprüft und 
vorbereitet.

Die Abstimmung mit Träger, Feuer-
wehr und weiteren zuständigen 
Stellen erfolgt fortlaufend.

Entscheidungen und eingeleitete  
Maßnahmen werden nachvollziehbar 
dokumentiert.
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C. NACH DEM EREIGNIS

Nach Freigabe durch die zuständigen 
Stellen wird der Regelbetrieb schritt-
weise wiederhergestellt.

Betroffene Bereiche, Ausstattungen 
und technische Anlagen werden 
überprüft, gesichert oder instandge-
setzt.

Die vollständige Dokumentation des 
Brandereignisses, der getroffenen 
Maßnahmen und der Entscheidungen 
wird abgeschlossen.

Das Brandereignis wird im Rahmen 
einer Nachbesprechung ausgewertet; 
identifizierte Verbesserungspotenziale 
werden dokumentiert.

Der Krisen- und Notfallplan wird bei 
Bedarf angepasst und Mitarbeitende 
werden über relevante Änderungen 
informiert.
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2.2.	Krisenfall Brand – ambulante Pflegeeinrichtungen 

Ein Brandereignis in der häuslichen Umgebung kann die pflegerische Versorgung abrupt unterbrechen 
und innerhalb kurzer Zeit eine akute Gefährdung für pflegebedürftige Personen und Mitarbeitende 
verursachen. In der ambulanten Pflege erfolgen Einsätze in unterschiedlichen Wohnsituationen, auf 
deren bauliche und organisatorische Gegebenheiten nur begrenzt Einfluss genommen werden kann.

Die Versorgung in der Häuslichkeit sowie die häufige Einzelarbeit der Mitarbeitenden führen dazu, 
dass Entscheidungen im Brandfall oft unmittelbar und situationsabhängig getroffen werden müssen. 
Gleichzeitig ist die ambulante Pflege in besonderem Maße auf die Zusammenarbeit mit Feuerwehr, 
weiteren Einsatzkräften und Angehörigen angewiesen. Wenn die Pflegefachperson im konkreten 
Fall bei Brandausbruch im Einsatz vor Ort ist, ist Aufgabe die Alarmierung der Feuerwehr. Danach ist 
die Pflege je nach Aufenthaltsort des Pflegebedürftigen zu beurteilen. 
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3.	Personalausfall 

Ein ausreichender und qualifizierter Personaleinsatz ist eine zentrale Voraussetzung für die sichere, 
fachgerechte und würdige Versorgung pflegebedürftiger Menschen. Personalausfälle können die 
pflegerische und organisatorische Leistungsfähigkeit von Pflegeeinrichtungen innerhalb kurzer Zeit 
erheblich beeinträchtigen und stellen daher ein relevantes Krisenszenario dar.

Personalausfälle können plötzlich oder schleichend auftreten und unterschiedliche Ursachen haben. 
Dazu zählen unter anderem Krankheitswellen, Quarantänemaßnahmen, kurzfristige Kündigungen, 
Unfälle, außergewöhnliche Belastungssituationen, extreme Wetterereignisse oder länger andau-
ernde Krisenlagen wie Pandemien oder Blackout-Situationen. Bei gleichzeitigen Ausfällen mehrerer 
Mitarbeitender kann es zu einer kritischen Unterbesetzung für eine ausreichende Bewohnerversor-
gung kommen, die eine Anpassung der Versorgungsstrukturen erforderlich macht.

Sowohl stationäre Pflegeeinrichtungen als auch ambulante Pflegedienste sind von Personalausfällen 
betroffen, jedoch in unterschiedlicher Ausprägung. In stationären Einrichtungen kann ein erheblicher 
Personalausfall die kontinuierliche Betreuung vieler pflegebedürftiger Menschen gefährden und kurz-
fristige Priorisierungen sowie organisatorische Anpassungen notwendig machen. In der ambulanten 
Pflege wirken sich Personalausfälle vor allem auf die Tourenplanung, die Erreichbarkeit der Pflege-
bedürftigen und die Sicherstellung notwendiger Versorgungen aus.

Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare Zuständigkeiten, strukturierte Entscheidungsprozesse und 
abgestufte Maßnahmen zu ermöglichen, dass auch bei eingeschränkter Personalverfügbarkeit eine 
vertretbare Versorgung gewährleistet bleibt. Dabei stehen die Priorisierung lebens- und sicherheits-
relevanter Leistungen sowie der Schutz der Mitarbeitenden vor Überlastung im Mittelpunkt.

Der Umgang mit Personalausfällen erfordert eine transparente Entscheidungsfindung, eine nachvoll-
ziehbare Dokumentation sowie eine abgestimmte Kommunikation mit Trägern, Aufsichts- und Prüf-
instanzen. Eine klare Kommunikation gegenüber Mitarbeitenden, Pflegebedürftigen und Angehöri-
gen trägt zur Vermeidung von Verunsicherung bei.

Diese Einleitung bildet die Grundlage für die nachfolgenden Checklisten und Maßnahmen zum 
Umgang mit Personalausfällen in stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen.

3.1.	Checkliste Personalausfall / massiver Personalmangel – stationäre 
Pflegeeinrichtungen

Ein Personalausfall stellt für stationäre Pflegeeinrichtungen ein relevantes Krisenszenario dar, da die 
pflegerische und organisatorische Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner unmittelbar von 
der kontinuierlichen Verfügbarkeit qualifizierten Personals abhängt. Relevante Einschränkungen der 
Personalressourcen können innerhalb kurzer Zeit die Versorgungssicherheit, die Einhaltung pflegeri-
scher Standards sowie die organisatorische Handlungsfähigkeit der Einrichtung beeinträchtigen.

Die nachfolgende Checkliste dient der strukturierten Vorbereitung, Bewältigung und Nachbereitung 
von Personalausfällen in stationären Pflegeeinrichtungen. Sie berücksichtigt die besonderen Rah-
menbedingungen der stationären Versorgung, insbesondere die Verantwortung für zahlreiche pfle-
gebedürftige Menschen innerhalb einer Einrichtung.
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Ziel der Checkliste ist es, Risiken frühzeitig zu erkennen, Maßnahmen nachvollziehbar zu priorisieren 
und auch bei eingeschränkter Personalverfügbarkeit ein koordiniertes und fachlich vertretbares Vor-
gehen sicherzustellen. Im Mittelpunkt stehen die Sicherstellung lebens- und sicherheitsrelevanter 
Pflegeleistungen, der Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner sowie die Begrenzung von Über-
lastungssituationen für Mitarbeitende.

Die Checkliste unterstützt zudem eine transparente Entscheidungsfindung sowie eine strukturierte 
Dokumentation gegenüber Trägern und Aufsichts- bzw. Prüfinstanzen. Sie dient als Orientierung für 
Mitarbeitende im Ereignisfall.
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die für den Umgang mit Personalaus-
fall verantwortliche Person (z. B. 
Einrichtungsleitung) ist benannt und 
schriftlich festgelegt.

Für die Steuerung bei Personalausfall 
bestehen festgelegte und dokumen-
tierte Stellvertretungsregelungen

Die interne Alarmierungs- und Melde-
kette bei Personalausfällen ist festge-
legt und den Mitarbeitenden bekannt.

Zuständigkeiten und Aufgaben im Falle 
von Personalausfall, insbesondere in 
Bezug auf Entscheidungsfindung, 
Priorisierung von Leistungen und 
interne Organisation, sind eindeutig 
geregelt.

Die organisatorische Einbindung des 
Trägers bei relevanten Personalaus
fällen ist festgelegt.

A2. Personelle Vorsorge & Einsatzplanung

Organisatorische Regelungen zur 
Sicherstellung einer Mindestbeset-
zung sowie des erforderlichen Quali-
fikationsmixes in den einzelnen 
Schichten sind festgelegt.

Regelungen zur internen Umverteilung 
von Personal zwischen Wohnberei-
chen oder Funktionsbereichen sind 
festgelegt.

Einspring- und Vertretungsregelungen 
bei kurzfristigen Personalausfällen 
sind definiert und den Mitarbeitenden 
bekannt.



41

Möglichkeiten zur zeitlich begrenzten 
Anpassung von Arbeitszeiten oder 
Schichtmodellen im Krisenfall sind 
organisatorisch vorbereitet.

Externe Unterstützungsoptionen (z. B. 
Personalpools des Trägers, Leiharbeit, 
Kooperationsvereinbarungen) sind 
geprüft und dokumentiert.

A3. Versorgungsrelevante Vorsorge & Priorisierung

Bewohnerinnen und Bewohner mit 
erhöhtem Pflege-, Betreuungs- oder 
Überwachungsbedarf sind identifiziert.

Kriterien zur Priorisierung pflegeri-
scher, medizinischer und betreueri-
scher Leistungen bei Personalausfall 
sind festgelegt.

Lebens- und sicherheitsrelevante 
Pflegeleistungen sind definiert und 
von aufschiebbaren Leistungen 
abgegrenzt.

Organisatorische Regelungen zur 
zeitlich begrenzten Reduzierung oder 
Anpassung nicht zwingend notwendi-
ger Angebote sind vorbereitet.

Regelungen zur interdisziplinären 
Zusammenarbeit (z. B. Pflege, soziale 
Betreuung, Hauswirtschaft) zur 
Unterstützung der Versorgung im 
Personalmangel sind festgelegt.

A4. Kommunikation & Dokumentation

Regelungen zur internen Kommunika-
tion bei Personalausfall sind festgelegt 
und den Mitarbeitenden bekannt.

Vorgaben zur Information des Trägers 
bei relevanten Personalausfällen sind 
definiert.

Regelungen zur situationsabhängigen 
Information von Angehörigen sind 
festgelegt.

Vorgaben zur Dokumentation von 
Entscheidungen, Maßnahmen und 
Abweichungen vom Regelbetrieb bei 
Personalausfall sind definiert.
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Die für die Dokumentation vorgesehe-
nen Unterlagen und Nachweise sind 
vollständig, aktuell und geordnet 
verfügbar.

B1. AKUTPHASE – Personalausfall

Der Personalausfall wird festgestellt 
und hinsichtlich Umfang, Dauer und 
Auswirkungen auf die Versorgung 
eingeordnet.

Ist beabsichtigt, den Betrieb einer 
stationären Einrichtung oder besonde-
ren Wohnform der Eingliederungshilfe 
ganz oder teilweise einzustellen oder 
die Vertragsbedingungen wesentlich 
zu ändern, wird dies der zuständigen 
Behörde unverzüglich, im Fall der 
Betriebseinstellung spätestens sechs 
Monate vor der tatsächlichen Einstel-
lung, angezeigt. Im Fall einer abseh
baren oder bereits eingetretenen 
wesentlichen Beeinträchtigung der 
Leistungserbringung wird diese 
Beeinträchtigung umgehend gegen-
über den Pflegekassen als seinen 
Vertragspartnern angezeigt.

Die krisenverantwortliche Person wird 
gemäß der festgelegten Alarmie-
rungs- und Meldekette informiert.

Ein aktuelles Lagebild zur Personalsi-
tuation wird erstellt. Dabei werden 
insbesondere betroffene Schichten, 
Qualifikationen sowie kritische Funkti-
ons- und Versorgungsbereiche  
berücksichtigt.

Die verfügbaren personellen Ressour-
cen werden überprüft und kurzfristig 
so organisiert, dass eine sichere 
Grundversorgung gewährleistet bleibt.

Lebens- und sicherheitsrelevante 
Pflege- und Betreuungsleistungen 
werden priorisiert. Aufschiebbare oder 
nicht zwingend erforderliche Leistun-
gen werden situationsabhängig 
reduziert oder ausgesetzt.
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Besonders gefährdete Bewohnerinnen 
und Bewohner werden identifiziert 
und vorrangig berücksichtigt.

Aufgaben und Zuständigkeiten wer-
den klar zugewiesen, um Versor-
gungsdefizite, Unsicherheiten und 
Überlastung zu vermeiden.

Die Belastungssituation der Mitarbei-
tenden wird fortlaufend beobachtet; 
geeignete Maßnahmen zur Entlastung 
werden bei Bedarf eingeleitet.

Der Träger der Einrichtung wird bei 
relevanten oder länger andauernden 
Personalausfällen informiert.

Wesentliche Entscheidungen, Maß-
nahmen und Abweichungen vom 
Regelbetrieb werden fortlaufend und 
nachvollziehbar dokumentiert.

B2. Folgeereignisse und Eskalation – Personalausfall

Bei anhaltendem oder sich verschär-
fendem Personalausfall wird die 
Versorgungslage erneut bewertet und 
fortlaufend überprüft.

Die Maßnahmen zur Sicherstellung 
der Grundversorgung werden an die 
Dauer und das Ausmaß des Personal-
ausfalls angepasst.

Die Priorisierung der Pflege- und 
Betreuungsleistungen wird überprüft 
und bei Bedarf neu festgelegt; lebens- 
und sicherheitsrelevante Leistungen 
haben weiterhin Vorrang.

Weitere organisatorische Anpassun-
gen, insbesondere zur Reduzierung 
oder zeitweisen Aussetzung nicht 
zwingend erforderlicher Angebote, 
werden geprüft und umgesetzt.

Zusätzliche interne oder externe 
personelle Unterstützungsoptionen 
werden aktiviert, sofern verfügbar  
und fachlich vertretbar.
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Die Belastungssituation der Mitarbei-
tenden wird weiterhin beobachtet; 
Maßnahmen zum Schutz vor Überlas-
tung und zur Sicherstellung der Für-
sorgepflicht werden angepasst.

Der Träger der Einrichtung wird 
fortlaufend über die Entwicklung der 
Personalsituation und die getroffenen 
Maßnahmen informiert.

Bei erheblicher Gefährdung der 
Versorgungssicherheit wird geprüft, 
ob weitergehende Maßnahmen 
erforderlich sind, einschließlich der 
Einbindung zuständiger Aufsichts- 
oder Fachstellen.

Alle Entscheidungen, Maßnahmen 
und Anpassungen werden nachvoll-
ziehbar dokumentiert.

C. NACH DEM EREIGNIS

Nach Entspannung oder Beendigung 
der Personalmangellage wird der 
Regelbetrieb schrittweise  
wiederhergestellt.

Die Personal- und Einsatzplanung wird 
überprüft und an den Normalbetrieb 
angepasst.

Vorübergehend umgesetzte organisa-
torische Maßnahmen, Leistungsreduk-
tionen oder Sonderregelungen werden 
zurückgeführt, sofern die Versorgungs-
situation dies zulässt.

Die während der Personalausfalllage 
getroffenen Entscheidungen, Maßnah-
men und Abweichungen vom Regel-
betrieb werden dokumentiert und 
abgeschlossen.

Erforderliche Meldungen werden 
geprüft und vorgenommen.

Das Ereignis wird im Rahmen einer 
strukturierten Nachbesprechung 
ausgewertet; Belastungen, Engpässe 
und kritische Situationen werden 
reflektiert.
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Identifizierte Verbesserungspotenziale 
werden dokumentiert und in die 
Weiterentwicklung des Krisen- und 
Notfallmanagements einbezogen.

Der Krisen- und Notfallplan wird bei 
Bedarf angepasst; Mitarbeitende 
werden über relevante Änderungen 
informiert und gegebenenfalls erneut 
unterwiesen.
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3.2.	Checkliste Personalausfall ambulante Pflegeeinrichtungen

Ein Personalausfall stellt für ambulante Pflegeeinrichtungen ein relevantes Krisenszenario dar, da die 
pflegerische Versorgung in der Häuslichkeit der pflegebedürftigen Personen unmittelbar von der Ver-
fügbarkeit des eingesetzten Personals abhängt. Einschränkungen der Personalressourcen können 
kurzfristig die Durchführung geplanter Touren, die Erreichbarkeit der Pflegebedürftigen sowie die 
Sicherstellung notwendiger Versorgungen beeinträchtigen.

Die nachfolgende Checkliste dient der strukturierten Vorbereitung, Bewältigung und Nachbereitung 
von Personalausfällen in ambulanten Pflegeeinrichtungen. Sie berücksichtigt die besonderen Rah-
menbedingungen der ambulanten Versorgung, insbesondere die dezentrale Versorgungssituation, 
die häufige Einzelarbeit der Mitarbeitenden, die Abhängigkeit von Mobilität sowie die Notwendigkeit 
einer priorisierten Touren- und Einsatzplanung.

Ziel der Checkliste ist es, Risiken frühzeitig zu erkennen, Maßnahmen nachvollziehbar zu priorisieren 
und auch bei eingeschränkter Personalverfügbarkeit ein koordiniertes und fachlich vertretbares Vor-
gehen sicherzustellen. Im Mittelpunkt stehen die Sicherstellung lebens- und sicherheitsrelevanter 
Versorgungsleistungen, die bedarfsgerechte Anpassung der Tourenplanung sowie der Schutz der 
Mitarbeitenden vor Überlastung.

Die Checkliste unterstützt zudem eine transparente Entscheidungsfindung sowie eine strukturierte 
Dokumentation und dient als Orientierung für Mitarbeitende im Ereignisfall.
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die für den Umgang mit Personalaus-
fall verantwortliche Person ist benannt 
und schriftlich festgelegt.

Für die Steuerung bei Personalausfall 
bestehen festgelegte und dokumen-
tierte Stellvertretungsregelungen.

Die interne Alarmierungs- und Melde-
kette bei Personalausfall ist festgelegt 
und den Mitarbeitenden bekannt.

Zuständigkeiten und Aufgaben im 
Falle von Personalausfall, insbeson-
dere in Bezug auf Entscheidungsfin-
dung, Priorisierung von Leistungen 
und Organisation der Tourenplanung, 
sind eindeutig geregelt.

Die organisatorische Einbindung des 
Trägers bei relevanten Personalaus
fällen ist festgelegt.

A2. Personelle Vorsorge & Einsatzplanung

Organisatorische Regelungen zur 
Sicherstellung einer Mindestbeset-
zung sowie des erforderlichen Quali-
fikationsmixes in den einzelnen 
Schichten sind festgelegt.

Regelungen zur internen Umverteilung 
von Personal zwischen Touren oder 
Einsatzbereichen sind festgelegt.

Einspring- und Vertretungsregelungen 
bei kurzfristigen Personalausfällen 
sind definiert und den Mitarbeitenden 
bekannt.
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Möglichkeiten zur zeitlich begrenzten 
Anpassung von Arbeitszeiten oder 
Dienstmodellen im Krisenfall sind 
organisatorisch vorbereitet.

Externe Unterstützungsoptionen (z. B. 
Personalpools des Trägers, Leiharbeit, 
Kooperationsvereinbarungen) sind 
geprüft und dokumentiert.

A3. Versorgungsrelevante Vorsorge & Priorisierung

Pflegebedürftige mit erhöhtem 
Pflege-, Betreuungs- oder Überwa-
chungsbedarf sind identifiziert.

Kriterien zur Priorisierung pflegeri-
scher, medizinischer und betreueri-
scher Leistungen bei Personalausfall 
sind festgelegt.

Lebens- und sicherheitsrelevante 
Versorgungsleistungen sind definiert 
und von aufschiebbaren Leistungen 
abgegrenzt.

Organisatorische Regelungen zur 
zeitlich begrenzten Reduzierung oder 
Anpassung nicht zwingend notwendi-
ger Leistungen sind vorbereitet.

Regelungen zur Zusammenarbeit mit 
Angehörigen oder anderen an der 
Versorgung beteiligten Personen zur 
Unterstützung der Versorgung bei 
Personalmangel sind festgelegt.

A4. Kommunikation & Dokumentation

Regelungen zur internen Kommunika-
tion bei Personalausfall sind festgelegt 
und den Mitarbeitenden bekannt.

Vorgaben zur Information des Trägers 
bei relevanten Personalausfällen sind 
definiert.

Regelungen zur situationsabhängigen 
Information von Angehörigen sind 
festgelegt.

Vorgaben zur Dokumentation von 
Entscheidungen, Maßnahmen und 
Abweichungen vom Regelbetrieb bei 
Personalausfall sind definiert.
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Die für die Dokumentation vorgesehe-
nen Unterlagen und Nachweise sind 
vollständig, aktuell und geordnet 
verfügbar.

B1. AKUTPHASE – Personalausfall

Der Personalausfall wird festgestellt 
und hinsichtlich Umfang, Dauer und 
Auswirkungen auf die Versorgung 
eingeordnet.

Im Fall einer absehbaren oder bereits 
eingetretenen wesentlichen Beein-
trächtigung der Leistungserbringung 
zeigt der Träger einer nach § 72 
zugelassenen Pflegeeinrichtung diese 
Beeinträchtigung umgehend gegen-
über den Pflegekassen als seinen 
Vertragspartnern an. 

Die krisenverantwortliche Person wird 
gemäß der festgelegten Alarmie-
rungs- und Meldekette informiert.

Ein aktuelles Lagebild zur Personal
situation wird erstellt. Dabei werden 
insbesondere betroffene Touren, 
Qualifikationen sowie kritische Ver-
sorgungen berücksichtigt.

Die verfügbaren personellen Ressour-
cen werden überprüft und kurzfristig 
so organisiert, dass eine sichere 
Grundversorgung gewährleistet bleibt.

Lebens- und sicherheitsrelevante 
Pflege- und Betreuungsleistungen 
werden priorisiert. Aufschiebbare oder 
nicht zwingend erforderliche Leistun-
gen werden situationsabhängig 
reduziert oder ausgesetzt.

Pflegebedürftige mit erhöhtem Risiko 
werden identifiziert und vorrangig 
versorgt.

Aufgaben und Zuständigkeiten wer-
den klar zugewiesen, um Versor-
gungsdefizite, Unsicherheiten und 
Überlastung zu vermeiden.
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Die Belastungssituation der Mitarbei-
tenden wird fortlaufend beobachtet; 
geeignete Maßnahmen zur Entlastung 
werden bei Bedarf eingeleitet.

Der Träger des Pflegedienstes wird 
bei relevanten oder länger andauern-
den Personalausfällen informiert.

Wesentliche Entscheidungen, Maß-
nahmen und Abweichungen vom 
Regelbetrieb werden fortlaufend und 
nachvollziehbar dokumentiert.

B2. Folgeereignisse und Eskalation – Personalausfall

Bei anhaltendem oder sich verschär-
fendem Personalausfall wird die 
Versorgungslage erneut bewertet  
und fortlaufend überprüft.

Die Maßnahmen zur Sicherstellung 
der Grundversorgung werden an die 
Dauer und das Ausmaß des Personal-
mangels angepasst.

Die Priorisierung der Versorgungsleis-
tungen wird überprüft und bei Bedarf 
neu festgelegt; lebens- und sicher-
heitsrelevante Leistungen haben 
weiterhin Vorrang.

Weitere organisatorische Anpassun-
gen, insbesondere zur Reduzierung 
oder zeitweisen Aussetzung nicht 
zwingend erforderlicher Angebote, 
werden geprüft und umgesetzt.

Zusätzliche interne oder externe 
personelle Unterstützungsoptionen 
werden aktiviert, sofern verfügbar und 
fachlich vertretbar.

Die Belastungssituation der Mitarbei-
tenden wird weiterhin beobachtet; 
Maßnahmen zum Schutz vor Überlas-
tung und zur Sicherstellung der Für-
sorgepflicht werden angepasst.

Der Träger des Pflegedienstes wird 
fortlaufend über die Entwicklung der 
Personalsituation und die getroffenen 
Maßnahmen informiert.
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Bei erheblicher Gefährdung der 
Versorgungssicherheit wird geprüft, 
ob weitergehende Maßnahmen 
erforderlich sind, einschließlich der 
Einbindung zuständiger Aufsichts- 
oder Fachstellen.

Alle Entscheidungen, Maßnahmen 
und Anpassungen werden nachvoll-
ziehbar dokumentiert.

C. NACH DEM EREIGNIS

Nach Entspannung oder Beendigung 
der Personalmangellage wird der 
Regelbetrieb schrittweise wiederher-
gestellt.

Die Personal- und Einsatzplanung wird 
überprüft und an den Normalbetrieb 
angepasst.

Vorübergehend umgesetzte organisa-
torische Maßnahmen, Leistungsreduk-
tionen oder Sonderregelungen wer-
den zurückgeführt, sofern die 
Versorgungssituation dies zulässt.

Die während der Personalmangellage 
getroffenen Entscheidungen, Maßnah-
men und Abweichungen vom Regel-
betrieb werden vollständig dokumen-
tiert und abgeschlossen.

Erforderliche Meldungen werden 
geprüft und vorgenommen.

Das Ereignis wird im Rahmen einer 
strukturierten Nachbesprechung 
ausgewertet; Belastungen, Engpässe 
und kritische Situationen werden 
reflektiert.

Identifizierte Verbesserungspotenziale 
werden dokumentiert und in die 
Weiterentwicklung des Krisen- und 
Notfallmanagements einbezogen.

Der Krisen- und Notfallplan wird bei 
Bedarf angepasst; Mitarbeitende 
werden über relevante Änderungen 
informiert und gegebenenfalls erneut 
unterwiesen.
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4.	IT-Ausfall / Cyberangriff 

Informationstechnische Systeme und digitale Kommunikationsmittel sind eine wesentliche Grund-
lage für die organisatorische Handlungsfähigkeit sowie für die sichere und nachvollziehbare Durch-
führung pflegerischer und medizinischer Leistungen. In stationären Pflegeeinrichtungen und ambu-
lanten Pflegediensten werden IT-Systeme unter anderem für die Pflegedokumentation, die 
Dienst- und Tourenplanung, die interne und externe Kommunikation, die Abrechnung sowie für das 
Qualitäts- und Risikomanagement genutzt. Ein Ausfall dieser Systeme kann daher kurzfristig zu 
erheblichen Einschränkungen im Regelbetrieb führen.

Im Rahmen dieses Handlungsleitfadens wird zwischen einem technischen IT-Ausfall (z. B. Server-
störung, Softwareausfall, Ausfall von Internet oder Telefonie) und einem IT-Sicherheitsvorfall bzw. 
Cyberangriff (z. B. Schadsoftware, Ransomware, unbefugter Zugriff, Datenabfluss) unterschieden. 
Technische Störungen sind häufig lokal begrenzt und können bei vorhandenen Backup- und Wieder-
anlaufstrukturen in einem absehbaren Zeitraum behoben werden. Cyberangriffe können hingegen 
eine erweiterte Krisenlage darstellen. Insbesondere bei Verschlüsselung oder Manipulation von 
Daten, beim Ausfall zentraler Anwendungen oder bei Verdacht auf Datenabfluss können zusätzliche 
Maßnahmen zur Schadensbegrenzung und geordneten Wiederherstellung erforderlich werden.

Sowohl stationäre Pflegeeinrichtungen als auch ambulante Pflegedienste sind von IT-Ausfällen 
betroffen, jedoch in unterschiedlicher Ausprägung. In stationären Einrichtungen können Ausfälle digi-
taler Dokumentations- und Kommunikationssysteme die interne Koordination, Übergaben und die 
Nachvollziehbarkeit pflegerischer Maßnahmen beeinträchtigen. In der ambulanten Pflege wirken 
sich IT-Ausfälle insbesondere auf die Touren- und Einsatzplanung, die Erreichbarkeit der Mitarbeiten-
den sowie auf die Durchführung und Dokumentation dezentraler Versorgungsleistungen aus. Häufig 
ist eine kurzfristige Umstellung auf Ersatz- oder Handdokumentationsverfahren erforderlich.

Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare Zuständigkeiten, strukturierte Abläufe und abgestufte Maß-
nahmen sicherzustellen, dass auch bei Ausfall digitaler Systeme eine sichere und fachlich angemes-
sene Versorgung gewährleistet bleibt. Im Vordergrund stehen die Aufrechterhaltung der Versorgung, 
die Sicherstellung kritischer Informationen (z. B. Medikamentenpläne, Risikoprofile, Kontaktdaten), 
die Nutzung definierter Ersatzverfahren sowie die geordnete Wiederherstellung der IT-Systeme.

Der Umgang mit IT-Ausfällen und Cyberangriffen erfordert eine nachvollziehbare Entscheidungsfin-
dung sowie eine strukturierte Dokumentation von Abweichungen vom Regelbetrieb. Eine abge-
stimmte Kommunikation mit dem Träger, gegebenenfalls mit externen IT-Dienstleistern sowie – 
abhängig von Art und Umfang des Vorfalls – mit zuständigen Stellen ist vorgesehen. Eine klare 
interne Kommunikation unterstützt ein koordiniertes Vorgehen und reduziert Unsicherheiten.

Diese Einleitung bildet die Grundlage für die nachfolgenden Checklisten und Maßnahmen zum 
Umgang mit IT-Ausfällen und Cyberangriffen in stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen.

4.1.	Checkliste IT-Ausfall / Cyberangriff – stationär

Informationstechnische Systeme sind in stationären Pflegeeinrichtungen eine wesentliche Grund-
lage für die Organisation, Durchführung und Nachvollziehbarkeit pflegerischer, medizinischer und 
betreuerischer Leistungen. Digitale Dokumentationssysteme, Dienst- und Einsatzplanung, interne 
Kommunikationsmittel sowie abrechnungsrelevante Anwendungen sind fester Bestandteil des Ein-
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richtungsalltags. Ein Ausfall dieser Systeme kann daher zu erheblichen organisatorischen Einschrän-
kungen und zu Risiken für die Versorgungssicherheit führen.

IT-Ausfälle können unterschiedliche Ursachen haben, beispielsweise technische Störungen, Soft-
warefehler, Ausfälle von Server- oder Netzwerksystemen oder Störungen der Internet- und Telefon-
verbindungen. Davon zu unterscheiden sind IT-Sicherheitsvorfälle und Cyberangriffe, etwa durch 
Schadsoftware, Ransomware, unbefugte Zugriffe oder Datenmanipulation. Solche Ereignisse kön-
nen neben funktionalen Ausfällen auch zu Datenverlusten oder zur vorübergehenden Nichtverfügbar-
keit relevanter Informationen führen.

In stationären Pflegeeinrichtungen können IT-Ausfälle insbesondere die Pflegedokumentation, die 
Übergabekommunikation, die Zusammenarbeit mit Ärztinnen und Ärzten, Apotheken und weiteren 
externen Stellen sowie die interne Koordination von Abläufen beeinträchtigen. Fehlende oder ver-
zögerte Informationen können die Planung und Nachvollziehbarkeit pflegerischer Maßnahmen 
erschweren. Daher ist es erforderlich, bei IT-Störungen auf definierte Ersatzverfahren zurückgreifen 
zu können.

Ziel eines strukturierten Vorgehens ist es, die Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner auch 
bei eingeschränkter IT-Verfügbarkeit sicherzustellen, notwendige Informationen verfügbar zu halten, 
Versorgungsrisiken zu minimieren und den Regelbetrieb der IT-Systeme geordnet wiederherzustel-
len. Dazu gehören klare Zuständigkeiten, geregelte Kommunikationswege, verfügbare Ersatzdoku-
mentationsverfahren sowie eine strukturierte Dokumentation von Abweichungen vom Regelbetrieb.

Diese Einleitung bildet die Grundlage für die nachfolgenden Maßnahmen und Checklisten zum 
Umgang mit IT-Ausfällen und Cyberangriffen in stationären Pflegeeinrichtungen.
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Checkliste 
IT-Ausfall / Cyberangriff 

Pflege stationär E
rl

ed
ig

t

In
 P

la
n

u
n

g

N
ic

h
t 

re
le

va
n

t

D
o

ku
m

en
t/

 
Li

st
e 

er
st

el
lt

Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die für den Umgang mit IT-Ausfällen 
und IT-Sicherheitsvorfällen verant-
wortliche Person ist benannt und 
schriftlich festgelegt.

Für die Steuerung bei IT-Ausfällen oder 
Cyberangriffen bestehen festgelegte 
und dokumentierte Stellvertretungs
regelungen.

Die interne Alarmierungs- und Melde-
kette bei IT-Störungen oder IT-Sicher-
heitsvorfällen ist festgelegt und den 
Mitarbeitenden bekannt.

Zuständigkeiten und Aufgaben im Falle 
eines IT-Ausfalls oder Cyberangriffs, 
insbesondere in Bezug auf Entschei-
dungsfindung, Informationsweitergabe 
und Einbindung externer IT-Dienstleis-
ter, sind eindeutig geregelt.

Die organisatorische Einbindung des 
Trägers bei relevanten IT-Ausfällen 
oder Cyberangriffen ist festgelegt.

A2. Technische & organisatorische Vorsorge

Zugriffs- und Berechtigungskonzepte 
für IT-Systeme sind definiert.

Regelungen zur Datensicherung und 
Datenverfügbarkeit sind festgelegt.

Es bestehen regelmäßige und über-
prüfbare Datensicherungen relevanter 
Systeme und Dokumentationen.

Regelungen zur regelmäßigen Über-
prüfung der Datensicherungen sind 
festgelegt.
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Ersatzverfahren zur Sicherstellung der 
Pflegedokumentation bei IT-Ausfall 
sind festgelegt.

Zugänge zu notwendigen Bewohner-
daten in nicht-digitaler Form sind 
vorbereitet.

Organisatorische Regelungen zur 
Nutzung von Handdokumentation  
bei IT-Ausfall sind festgelegt.

Externe IT-Dienstleister oder Support-
strukturen zur Störungsbehebung sind 
benannt und erreichbar.

Technische Schutzmaßnahmen zur 
IT-Sicherheit (z. B. Virenschutz, 
Updates, Zugangssicherung) sind 
eingerichtet und werden regelmäßig 
überprüft.

A3. Schulung & Sensibilisierung

Mitarbeitende sind über das Vorgehen 
bei IT-Ausfällen und IT-Sicherheits
vorfällen informiert.

Regelungen zum Umgang mit digi
talen Dokumentationssystemen bei 
Störungen sind bekannt.

Mitarbeitende sind für Risiken durch 
Cyberangriffe, Schadsoftware und 
Phishing sensibilisiert.

Hinweise zum sicheren Umgang mit 
E-Mails, externen Datenträgern und 
Zugangsdaten sind vermittelt.

Das Vorgehen bei Umstellung auf 
Ersatz- oder Handdokumentation ist 
bekannt.

A4. Kommunikation & Dokumentation

Regelungen zur internen Kommunika-
tion bei IT-Ausfällen oder Cyberangrif-
fen sind festgelegt.

Vorgaben zur Information des Trägers 
bei relevanten IT-Störungen oder 
IT-Sicherheitsvorfällen sind definiert.
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Regelungen zur situationsabhängigen 
Information externer Beteiligter, 
insbesondere von Ärztinnen und 
Ärzten, Apotheken oder Angehörigen, 
sind festgelegt.

Vorgaben zur Dokumentation von 
Entscheidungen, Maßnahmen und 
Abweichungen vom Regelbetrieb bei 
IT-Ausfall sind definiert.

Die für die Dokumentation vorgesehe-
nen Unterlagen und Nachweise sind 
vollständig, aktuell und geordnet 
verfügbar.

B1. AKUTPHASE – IT-Ausfall / Cyberangriff

Der IT-Ausfall oder IT-Sicherheitsvor-
fall wird festgestellt und hinsichtlich 
Umfang, betroffener Systeme und 
möglicher Auswirkungen auf die 
Versorgung eingeordnet.

Die krisenverantwortliche Person wird 
gemäß der festgelegten Alarmie-
rungs- und Meldekette informiert.

Die Entscheidungskompetenzen für 
organisatorische Priorisierungen sind 
festgelegt.

Ein aktuelles Lagebild zur Verfügbarkeit 
digitaler Systeme und versorgungsrele-
vanter Informationen wird erstellt.

Zuständigkeiten für die Koordination 
des weiteren Vorgehens werden 
festgelegt. Die Entscheidungskompe-
tenz für priorisierende Maßnahmen 
liegt bei der krisenverantwortlichen 
Person (Einsatzleitung).

Es wird geprüft, welche dokumentati-
ons- und versorgungsrelevanten 
Informationen weiterhin verfügbar sind.

Interne Ablauf-, Übergabe- und Kom-
munikationsstrukturen werden an die 
eingeschränkte IT-Verfügbarkeit 
angepasst.
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Die Versorgung der Bewohnerinnen 
und Bewohner wird unabhängig von 
der IT-Verfügbarkeit sichergestellt.

Bewohnerinnen und Bewohner mit 
erhöhtem Versorgungs- oder Informa-
tionsrisiko werden identifiziert und 
vorrangig berücksichtigt

Bei Ausfall digitaler Dokumentations-
systeme wird auf festgelegte Ersatz- 
oder Handdokumentationsverfahren 
umgestellt.

Externe IT-Dienstleister werden bei 
Bedarf informiert und eingebunden.

Bei Verdacht auf einen Cyberangriff 
werden betroffene Systeme gesichert 
und weitere Zugriffe nach Möglichkeit 
unterbunden.

Bei Verdacht auf Schadsoftware oder 
unbefugten Zugriff werden betroffene 
Systeme nach Möglichkeit vom 
Netzwerk getrennt.

Wesentliche Entscheidungen und 
Maßnahmen werden fortlaufend  
dokumentiert.

B2. AKUTPHASE – länger andauernder IT-Ausfall / Cyberangriff

Bei anhaltendem IT-Ausfall oder fort-
dauerndem IT-Sicherheitsvorfall wird 
die Lage regelmäßig neu bewertet.

Die Maßnahmen zur Sicherstellung 
der Versorgung werden an Dauer und 
Ausmaß der IT-Störung angepasst.

Die Nutzung festgelegter Ersatz- und 
Handdokumentationsverfahren wird 
fortgeführt.

Die Priorisierung versorgungsrelevan-
ter Informationen und Abläufe wird 
überprüft und bei Bedarf angepasst.

Externe IT-Unterstützung wird weiter-
hin eingebunden, um die Wiederher-
stellung der Systeme zu unterstützen.

Der Träger wird fortlaufend über die 
Entwicklung der Lage informiert.
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Bei erheblicher Beeinträchtigung des 
Betriebs oder bei Verdacht auf Daten-
abfluss wird geprüft, ob zuständige 
Stellen einzubeziehen sind.

Bei erheblicher Gefährdung der 
Versorgungssicherheit wird geprüft, 
ob weitergehende Maßnahmen 
erforderlich sind, einschließlich der 
Einbindung zuständiger Aufsichts- 
oder Fachstellen.

Alle Entscheidungen, Maßnahmen 
und Abweichungen vom Regelbetrieb 
werden nachvollziehbar dokumentiert.

C. NACH DEM EREIGNIS

Nach Behebung des IT-Ausfalls oder 
Abschluss des IT-Sicherheitsvorfalls 
wird der Regelbetrieb schrittweise 
wiederhergestellt.

Die Verfügbarkeit und Funktionsfähig-
keit der IT-Systeme wird überprüft, 
bevor sie wieder vollständig genutzt 
werden.

Die während des IT-Ausfalls geführten 
Ersatz- und Handdokumentationen 
werden vollständig und zeitnah in die 
regulären Dokumentationssysteme 
überführt.

Die während des Ereignisses getroffe-
nen Entscheidungen, Maßnahmen 
und Abweichungen vom Regelbetrieb 
werden vollständig dokumentiert und 
abgeschlossen.

Erforderliche Meldungen an den 
Träger sowie an zuständige Stellen 
werden geprüft und vorgenommen.

Datenschutzrechtliche Aspekte und 
Meldepflichten werden geprüft.

Das Ereignis wird im Rahmen einer 
strukturierten Nachbesprechung 
ausgewertet.
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Erkannte Schwachstellen und Verbes-
serungspotenziale werden dokumen-
tiert und in die Weiterentwicklung des 
Krisen- und Notfallmanagements 
einbezogen.

Der Krisen- und Notfallplan wird bei 
Bedarf angepasst; Mitarbeitende 
werden über relevante Änderungen 
informiert.
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4.2.	Checkliste IT-Ausfall / Cyberangriff – ambulant

Informationstechnische Systeme sind in ambulanten Pflegediensten eine wesentliche Grundlage 
für die Organisation, Koordination und Dokumentation der pflegerischen Versorgung. Digitale Tou-
ren- und Einsatzplanung, Pflegedokumentation, Kommunikationssysteme sowie abrechnungsrele-
vante Anwendungen sind fester Bestandteil des Arbeitsalltags. Ein Ausfall dieser Systeme kann 
daher unmittelbare Auswirkungen auf die Versorgungsorganisation und die Erreichbarkeit der Mit-
arbeitenden haben.

IT-Ausfälle können unterschiedliche Ursachen haben, beispielsweise technische Störungen, Soft-
warefehler, Ausfälle von Server- oder Netzwerksystemen oder Störungen der Internet- und Telefon-
verbindungen. Davon zu unterscheiden sind IT-Sicherheitsvorfälle und Cyberangriffe, etwa durch 
Schadsoftware, Ransomware, unbefugte Zugriffe oder Datenmanipulation. Solche Ereignisse kön-
nen neben funktionalen Ausfällen auch zu Datenverlusten oder zur vorübergehenden Nichtverfügbar-
keit versorgungsrelevanter Informationen führen.

In der ambulanten Pflege können IT-Ausfälle insbesondere die Tourenplanung, die Einsatzkoordina-
tion, die mobile Pflegedokumentation sowie die Kommunikation zwischen Pflegedienst, Mitarbei-
tenden und externen Beteiligten beeinträchtigen. Da die Versorgung dezentral in den Haushalten der 
Pflegebedürftigen erfolgt, ist eine verlässliche Informationsverfügbarkeit von besonderer Bedeu-
tung. Bei Ausfällen digitaler Systeme kann eine kurzfristige Umstellung auf Ersatz- oder Handdoku-
mentationsverfahren erforderlich werden.

Ziel eines strukturierten Vorgehens ist es, die Versorgung der Pflegebedürftigen auch bei einge-
schränkter IT-Verfügbarkeit sicherzustellen, notwendige Informationen zugänglich zu halten, organi-
satorische Abläufe aufrechtzuerhalten und den Regelbetrieb der IT-Systeme geordnet wiederherzu-
stellen. Dazu gehören klare Zuständigkeiten, geregelte Kommunikationswege, verfügbare 
Ersatzverfahren sowie eine strukturierte Dokumentation von Abweichungen vom Regelbetrieb.

Diese Einleitung bildet die Grundlage für die nachfolgenden Maßnahmen und Checklisten zum 
Umgang mit IT-Ausfällen und Cyberangriffen in ambulanten Pflegediensten.
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Checkliste 
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die für den Umgang mit IT-Ausfällen 
und IT-Sicherheitsvorfällen verantwort-
liche Person (z. B. Pflegedienstleitung) 
ist benannt und schriftlich festgelegt.

Für die Steuerung bei IT-Ausfällen 
oder Cyberangriffen bestehen festge-
legte und dokumentierte Stellvertre-
tungsregelungen.

Die interne Alarmierungs- und Melde-
kette bei IT-Störungen oder IT-Sicher-
heitsvorfällen ist festgelegt und den 
Mitarbeitenden bekannt.

Zuständigkeiten und Aufgaben im Falle 
eines IT-Ausfalls oder Cyberangriffs, 
insbesondere in Bezug auf Entschei-
dungsfindung, Informationsweitergabe 
und Einbindung externer IT-Dienstleis-
ter, sind eindeutig geregelt.

Die organisatorische Einbindung des 
Trägers bei relevanten IT-Ausfällen 
oder Cyberangriffen ist festgelegt.

Es ist geregelt, wer die Koordination 
der Touren- und Einsatzplanung bei 
Ausfall digitaler Systeme übernimmt.

Es ist festgelegt, wer die Sicherung 
und Bereitstellung versorgungsrele-
vanter Basisinformationen (z. B. 
Medikamentenpläne, Risikohinweise, 
Kontaktdaten) in nicht-digitaler Form 
koordiniert.

A2. Technische & organisatorische Vorsorge

Zugriffs- und Berechtigungskonzepte 
für IT-Systeme sind definiert.
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Regelungen zur Datensicherung und 
Datenverfügbarkeit sind festgelegt.

Es bestehen regelmäßige und über-
prüfbare Datensicherungen relevanter 
Systeme und Dokumentationen.

Regelungen zur regelmäßigen Über-
prüfung der Datensicherungen sind 
festgelegt.

Ersatzverfahren zur Sicherstellung der 
Pflegedokumentation bei IT-Ausfall 
sind festgelegt.

Notwendige versorgungsrelevante 
Informationen (z. B. Medikamenten-
pläne, Risikohinweise, Kontaktdaten) 
sind für den Notfall in geeigneter 
nicht-digitaler Form verfügbar.

Organisatorische Regelungen zur 
Nutzung von Handdokumentation bei 
IT-Ausfall sind festgelegt.

Externe IT-Dienstleister oder Support-
strukturen zur Störungsbehebung sind 
benannt und erreichbar.

Technische Schutzmaßnahmen zur 
IT-Sicherheit (z. B. Virenschutz, 
Updates, Zugangssicherung) sind 
eingerichtet und werden regelmäßig 
überprüft.

A3. Schulung & Sensibilisierung

Mitarbeitende sind über das Vorgehen 
bei IT-Ausfällen und IT-Sicherheitsvor-
fällen informiert.

Regelungen zum Umgang mit digita-
len Dokumentations- und Planungs-
systemen bei Störungen sind bekannt.

Mitarbeitende sind für Risiken durch 
Cyberangriffe, Schadsoftware und 
Phishing sensibilisiert.

Hinweise zum sicheren Umgang mit 
E-Mails, externen Datenträgern und 
Zugangsdaten sind vermittelt.

Das Vorgehen bei Umstellung auf 
Ersatz- oder Handdokumentation ist 
bekannt.
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A4. Kommunikation & Dokumentation

Regelungen zur internen Kommunika-
tion bei IT-Ausfällen oder Cyberangrif-
fen sind festgelegt.

Vorgaben zur Information des Trägers 
bei relevanten IT-Störungen oder 
IT-Sicherheitsvorfällen sind definiert.

Regelungen zur situationsabhängigen 
Information externer Beteiligter, 
insbesondere von Ärztinnen und 
Ärzten, Apotheken oder Angehörigen, 
sind festgelegt.

Vorgaben zur Dokumentation von 
Entscheidungen, Maßnahmen und 
Abweichungen vom Regelbetrieb bei 
IT-Ausfall sind definiert.

Die für die Dokumentation vorgesehe-
nen Unterlagen und Nachweise sind 
vollständig, aktuell und geordnet 
verfügbar.

B1. AKUTPHASE – IT-Ausfall / Cyberangriff

Der IT-Ausfall oder IT-Sicherheitsvor-
fall wird festgestellt und hinsichtlich 
Umfang, betroffener Systeme und 
möglicher Auswirkungen auf die 
Versorgung eingeordnet.

Es wird geprüft, welche Systeme 
betroffen sind (z. B. Pflegedokumenta-
tion, Tourenplanung, Kommunikations-
systeme).

Die krisenverantwortliche Person wird 
gemäß der festgelegten Alarmie-
rungs- und Meldekette informiert.

Ein aktuelles Lagebild zur Verfügbar-
keit digitaler Systeme und versor-
gungsrelevanter Informationen wird 
erstellt.

Die Entscheidungskompetenzen für 
organisatorische Priorisierungen sind 
festgelegt.

Die Umstellung auf definierte Ersatz- 
oder Handdokumentationsverfahren 
erfolgt.
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Notwendige versorgungsrelevante 
Informationen (z. B. Medikamenten-
pläne, Risikohinweise, Kontaktdaten) 
werden über verfügbare Ersatzquellen 
sichergestellt.

Die Versorgung der Pflegebedürftigen 
wird unabhängig von der IT-Verfügbar-
keit sichergestellt.

Pflegehandlungen werden nach 
Dringlichkeit priorisiert; lebens- und 
sicherheitsrelevante Maßnahmen 
haben Vorrang.

Hochrisiko-Pflegebedürftige werden 
vorrangig berücksichtigt.

Bei Verdacht auf Cyberangriff werden 
betroffene Systeme oder Geräte nicht 
eigenständig weiter genutzt.

Externe IT-Dienstleister oder zustän-
dige Supportstellen werden informiert.

Der Träger des Pflegedienstes wird 
zeitnah über den Vorfall informiert.

Externe Beteiligte (z. B. Ärztinnen und 
Ärzte, Apotheken) werden bei versor-
gungsrelevanten Einschränkungen 
informiert.

Alle wesentlichen Entscheidungen, 
Maßnahmen und Abweichungen vom 
Regelbetrieb werden nachvollziehbar 
dokumentiert.

B2. AKUTPHASE – länger andauernder IT-Ausfall / Cyberangriff

Bei anhaltendem IT-Ausfall oder fort-
dauerndem IT-Sicherheitsvorfall wird 
die Lage regelmäßig neu bewertet.

Das Lagebild wird regelmäßig aktuali-
siert und dokumentiert.

Die Aufrechterhaltung der Versorgung 
ohne digitale Systeme wird organisiert 
und sichergestellt.

Ersatz- und Handdokumentations
verfahren werden konsequent weiter-
geführt.
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Die Verfügbarkeit versorgungsrelevanter 
Basisinformationen (z. B. Medikamen-
tenpläne, Risikohinweise, Kontaktdaten) 
wird fortlaufend überprüft.

Touren- und Einsatzplanung erfolgt 
über definierte Ersatzverfahren.

Pflegehandlungen werden weiterhin 
priorisiert; lebens- und sicherheits
relevante Maßnahmen haben Vorrang.

Es wird fortlaufend geprüft, ob die 
sichere Versorgung einzelner Pflege-
bedürftiger gefährdet ist.

Bei Versorgungsrisiken werden Ange-
hörige, ärztliche Dienste oder der 
Rettungsdienst situationsabhängig 
einbezogen.

Die Zusammenarbeit mit externen 
IT-Dienstleistern wird aufrechterhalten, 
um die Störungsbehebung zu unter-
stützen.

Bei bestätigtem Cyberangriff werden 
interne Vorgaben zur IT-Sicherheit und 
Schadensbegrenzung eingehalten.

Der Träger des Pflegedienstes wird 
fortlaufend über die Lage und wesent-
liche Entwicklungen informiert.

Erforderliche Meldungen an zustän-
dige Stellen werden geprüft und 
vorgenommen.

Alle Entscheidungen, Maßnahmen 
und Abweichungen vom Regelbetrieb 
werden fortlaufend nachvollziehbar 
dokumentiert.

C. NACH DEM EREIGNIS

Nach Behebung des IT-Ausfalls oder 
Abschluss des IT-Sicherheitsvorfalls 
wird der Regelbetrieb schrittweise 
wiederhergestellt.

Die Funktionsfähigkeit der wiederher-
gestellten Systeme wird überprüft, 
bevor sie vollständig in den Regelbe-
trieb übernommen werden.
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Die während des IT-Ausfalls genutz-
ten Ersatz- und Handdokumentationen 
werden in die regulären Dokumenta-
tionssysteme überführt.

Es wird geprüft, ob Datenverluste 
oder Dokumentationslücken entstan-
den sind; diese werden nachvollzieh-
bar dokumentiert.

Die während des Ereignisses getroffe-
nen Entscheidungen, Maßnahmen 
und Abweichungen vom Regelbetrieb 
werden vollständig dokumentiert und 
abgeschlossen.

Erforderliche Meldungen an den 
Träger sowie an zuständige Stellen 
werden geprüft und vorgenommen.

Datenschutzrechtliche Aspekte und 
Meldepflichten werden geprüft.

Das Ereignis wird im Rahmen einer 
strukturierten Nachbesprechung 
ausgewertet.

Erkannte Schwachstellen und Verbes-
serungspotenziale werden dokumen-
tiert und in die Weiterentwicklung des 
Krisen- und Notfallmanagements 
einbezogen.

Der Krisen- und Notfallplan wird bei 
Bedarf angepasst; Mitarbeitende 
werden über relevante Änderungen 
informiert.



67

5.	Ausfall der Wasserversorgung 

Eine funktionierende Wasserversorgung und Abwasserentsorgung ist eine grundlegende Voraus-
setzung für den sicheren Betrieb von Pflegeeinrichtungen sowie für die Einhaltung hygienischer, 
pflegerischer und hauswirtschaftlicher Standards. Trinkwasser wird für die Flüssigkeitsversorgung, 
die Körperpflege, die Speisenzubereitung, Reinigungsprozesse sowie für medizinisch-pflegerische 
Maßnahmen benötigt. Eine verlässliche Abwasserentsorgung ist zugleich erforderlich, um hygieni-
sche Risiken und Gesundheitsgefahren zu vermeiden.

Ein Ausfall der Wasserversorgung kann unterschiedliche Ursachen haben, beispielsweise Rohrbrü-
che, technische Störungen in Wasserwerken, Verunreinigungen des Trinkwassers, extreme Wetter-
ereignisse oder großflächige Infrastrukturausfälle. Die Auswirkungen können lokal begrenzt oder 
regional ausgedehnt sein und unterschiedlich lange andauern.

Bereits kurzfristige Unterbrechungen der Trinkwasserversorgung können die Versorgung pflegebe-
dürftiger Menschen erheblich beeinträchtigen. Einschränkungen der Abwasserentsorgung können 
zusätzlich zu hygienischen Risiken, Nutzungseinschränkungen sanitärer Einrichtungen und organisa-
torischen Herausforderungen führen. In solchen Situationen sind angepasste Hygienemaßnahmen, 
Priorisierungen in der Versorgung sowie organisatorische Ersatzlösungen erforderlich.

Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare Zuständigkeiten, strukturierte Abläufe und abgestufte Maß-
nahmen die Versorgungssicherheit, die Einhaltung hygienischer Mindeststandards sowie die organi-
satorische Handlungsfähigkeit von Pflegeeinrichtungen auch bei Einschränkungen der Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung sicherzustellen.

5.1.	Checkliste Ausfall der Wasserversorgung – stationär

Die Versorgung mit Trinkwasser und eine funktionierende Abwasserentsorgung sind im Alltag statio-
närer Pflegeeinrichtungen für zahlreiche Abläufe unverzichtbar. Sie betreffen die tägliche Getränke-
versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner, die Körperpflege, die Toilettennutzung, die Speisen-
zubereitung, Reinigungs- und Desinfektionsmaßnahmen sowie medizinisch-pflegerische Tätigkeiten. 
Viele dieser Prozesse sind unmittelbar wasserabhängig und lassen sich nur eingeschränkt oder mit 
erhöhtem organisatorischem Aufwand ersetzen.

Fällt die Wasserversorgung aus oder ist sie nur eingeschränkt nutzbar, wirkt sich dies zeitnah auf 
mehrere Versorgungsbereiche gleichzeitig aus. Sanitärbereiche können nur begrenzt genutzt wer-
den, pflegerische Routinen müssen angepasst werden, und hygienische Standards stehen unter 
besonderer Beobachtung. Bei längerer Dauer kann dies zu einer erheblichen Belastung für Bewoh-
nerinnen, Bewohner und Mitarbeitende führen.

Ursachen für einen Wasserausfall können unter anderem Rohrbrüche, technische Störungen in der 
Versorgungsinfrastruktur, Verunreinigungen des Trinkwassers, Bauarbeiten oder großflächige Infra-
strukturausfälle sein. Je nach Lage können sowohl die Trinkwasserversorgung als auch die Abwas-
serentsorgung betroffen sein.

Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare organisatorische Regelungen, vorbereitete Maßnahmen und 
abgestimmte Abläufe sicherzustellen, dass die Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner auch 
bei Einschränkungen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung aufrechterhalten bleibt, hygi-
enische Mindeststandards eingehalten und gesundheitliche Risiken vermieden werden.
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die Verantwortung für die Steuerung 
bei Ausfall der Trinkwasser- oder 
Abwasserversorgung ist festgelegt 
(z. B. Einrichtungsleitung oder 
benannte verantwortliche Person).

Es bestehen festgelegte und doku-
mentierte Stellvertretungsregelungen.

Die interne Alarmierungs- und Infor-
mationskette bei Störungen der 
Wasserversorgung ist festgelegt und 
den Mitarbeitenden bekannt.

Zuständigkeiten für die Koordination 
notwendiger Maßnahmen (z. B. 
Organisation von Ersatzwasserversor-
gung, Abstimmung mit Versorgern 
oder Behörden) sind definiert.

Regelungen zur Einbindung des 
Trägers bei relevanten Versorgungs-
störungen sind festgelegt.

Es ist festgelegt, wer die Kommunika-
tion mit dem Wasserversorger, dem 
Gesundheitsamt oder weiteren 
zuständigen Stellen übernimmt.

Verantwortlichkeiten für die Überwa-
chung hygienerelevanter Maßnahmen 
bei eingeschränkter Wassernutzung 
sind definiert.

A2. Technische & organisatorische Vorsorge

Es ist bekannt, wo sich die Hauptab-
sperreinrichtungen der Wasserzufuhr 
in der Einrichtung befinden.

Regelungen zum kontrollierten 
Absperren der Wasserzufuhr bei 
Schäden oder Verunreinigungen sind 
festgelegt.
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Notfallpläne zur Sicherstellung der 
Trinkwasserversorgung bei Ausfall 
sind vorhanden.

Möglichkeiten zur Bereitstellung von 
Ersatz-Trinkwasser (z. B. Flaschenwas-
ser, mobile Wasserbehälter) sind 
vorgesehen.

Ein Vorrat an Trinkwasser für die 
kurzfristige Notversorgung ist einge-
plant oder organisatorisch sicherge-
stellt.

Organisatorische Maßnahmen zur Auf-
rechterhaltung grundlegender Hygie-
nestandards bei eingeschränkter 
Wassernutzung sind definiert.

Es ist geregelt, wie Sanitärbereiche 
bei eingeschränkter Wasser- oder 
Abwasserversorgung genutzt werden.

Kontaktdaten des zuständigen Was-
serversorgers und relevanter Behör-
den sind verfügbar.

A3. Schulung & Sensibilisierung

Mitarbeitende sind über das Vorgehen 
bei Ausfall oder Einschränkung der 
Wasserversorgung informiert.

Mitarbeitende kennen grundlegende 
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
der Hygiene bei eingeschränkter 
Wassernutzung.

Das Vorgehen zur Nutzung von Ersatz-
Trinkwasser ist den Mitarbeitenden 
bekannt.

Mitarbeitende sind für hygienische Risi-
ken bei eingeschränkter Wasser- oder 
Abwasserversorgung sensibilisiert.

Zuständige Mitarbeitende wissen, wie 
Auffälligkeiten (z. B. Wasserverunreini-
gung, Druckabfall, Ausfall) zu melden 
sind.

A4. Kommunikation & Dokumentation

Regelungen zur internen Information 
der Mitarbeitenden bei Störungen der 
Wasserversorgung sind festgelegt.
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Vorgaben zur zeitnahen Information 
der Einrichtungsleitung und des 
Trägers bei relevanten Versorgungs-
störungen sind definiert.

Regelungen zur situationsabhängigen 
Information externer Stellen (z. B. 
Wasserversorger, Gesundheitsamt) 
sind festgelegt.

Vorgaben zur Information von Bewoh-
nerinnen und Bewohnern sowie 
Angehörigen bei länger andauernden 
Einschränkungen sind definiert.

Wesentliche Entscheidungen, Maß-
nahmen und Abweichungen vom 
Regelbetrieb werden nachvollziehbar 
dokumentiert.

B1. AKUTPHASE – Ausfall der Wasserversorgung

Der Ausfall oder die Einschränkung der 
Wasserversorgung wird festgestellt 
und hinsichtlich Ursache, Umfang und 
voraussichtlicher Dauer eingeschätzt.

Es wird geprüft, ob die Trinkwasser-
versorgung, die Abwasserentsorgung 
oder beide Bereiche betroffen sind.

Die Einrichtungsleitung bzw. die 
benannte verantwortliche Person wird 
informiert.

Ein aktuelles Lagebild zur Wasserver-
sorgung in der Einrichtung wird erstellt 
und fortlaufend aktualisiert.

Die Trinkwassernutzung wird bei 
Bedarf eingeschränkt oder angepasst 
(z. B. bei Verunreinigung oder behörd-
licher Anordnung).

Vorhandene Trinkwasservorräte oder 
organisierte Ersatzversorgungen 
werden genutzt.

Die Versorgung der Bewohnerinnen 
und Bewohner mit Trinkwasser wird 
sichergestellt und priorisiert.

Hygienemaßnahmen werden an die 
eingeschränkte Wassernutzung 
angepasst.
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Die Nutzung von Sanitärbereichen 
wird situationsabhängig geregelt.

Bewohnerinnen und Bewohner mit 
erhöhtem Pflege- oder Unterstüt-
zungsbedarf werden besonders 
berücksichtigt.

Der Kontakt zum Wasserversorger 
oder zuständigen Stellen wird auf
genommen.

Der Träger wird bei relevanten Versor-
gungsstörungen informiert.

Alle wesentlichen Maßnahmen und 
Entscheidungen werden nachvollzieh-
bar dokumentiert.

B2. AKUTPHASE – länger andauernder Ausfall der Wasserversorgung

Bei anhaltendem Ausfall der Wasser-
ver- oder Abwasserentsorgung wird 
die Lage regelmäßig neu bewertet.

Das Lagebild zur Wasserversorgung 
und zu den hygienischen Rahmenbe-
dingungen wird fortlaufend aktualisiert.

Die organisierte Bereitstellung von 
Trinkwasser für Bewohnerinnen, 
Bewohner und Mitarbeitende wird 
sichergestellt.

Der Trinkwasserbedarf der Bewohne-
rinnen und Bewohner wird überwacht 
und bei Bedarf priorisiert.

Hygienemaßnahmen werden an die 
ein geschränkten Möglichkeiten ange-
passt und überprüft.

Die Nutzung von Sanitäranlagen wird 
situationsabhängig geregelt.

Bei Einschränkungen der Abwasser-
entsorgung werden hygienische 
Schutzmaßnahmen verstärkt.

Es wird fortlaufend geprüft, ob die 
sichere Versorgung in der Einrichtung 
weiterhin gewährleistet ist.

Bei erheblichen Versorgungsrisiken 
werden zuständige Behörden oder 
weitere Stellen einbezogen.
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Bei Bedarf werden organisatorische 
Entlastungsmaßnahmen geprüft (z. B. 
Verlegung einzelner Bewohnerinnen 
oder Bewohner).

Der Träger wird fortlaufend über die 
Lageentwicklung informiert.

Alle wesentlichen Entscheidungen 
und Maßnahmen werden nachvoll-
ziehbar dokumentiert.

C. NACH DEM EREIGNIS

Nach Wiederherstellung der Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung wird 
die Funktionsfähigkeit der Versor-
gungseinrichtungen überprüft.

Es wird geprüft, ob die Wasserqualität 
den hygienischen Anforderungen 
entspricht (z. B. nach behördlicher  
Freigabe oder Vorgaben des Wasser-
versorgers).

Sanitärbereiche, Pflegebereiche und 
Küchen werden bei Bedarf vor Wie-
deraufnahme des Regelbetriebs hygie-
nisch überprüft oder gespült.

Vorübergehend eingeführte Einschrän-
kungen oder Ersatzmaßnahmen wer-
den schrittweise zurückgenommen.

Verbrauchte Notvorräte an Trinkwas-
ser oder Hygieneartikeln werden 
überprüft und bei Bedarf ergänzt.

Alle während des Ereignisses getrof-
fenen Maßnahmen und besonderen 
Vorkommnisse werden abschließend 
dokumentiert.

Das Ereignis wird im Rahmen einer 
strukturierten Nachbesprechung 
ausgewertet.

Erkenntnisse, Verbesserungspoten-
ziale und festgestellte Schwachstellen 
werden dokumentiert.

Der Krisen- und Notfallplan wird bei 
Bedarf angepasst; Mitarbeitende 
werden über relevante Änderungen 
informiert.
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6.	Medizinischer Notfall / Massenanfall 

Medizinische Notfälle gehören zu den Situationen, die in Pflegeeinrichtungen jederzeit auftreten kön-
nen und ein schnelles, koordiniertes sowie fachlich sicheres Handeln erfordern. Dazu zählen akute 
gesundheitliche Krisen einzelner Pflegebedürftiger ebenso wie Ereignisse mit mehreren betroffenen 
Personen, etwa bei Infektionsgeschehen, Vergiftungen, Unfällen oder externen Schadenslagen. In 
solchen Situationen kann die reguläre Versorgungsstruktur kurzfristig an ihre Grenzen stoßen.

Ein Massenanfall von Erkrankten oder Verletzten liegt vor, wenn die Anzahl gleichzeitig zu versorgen-
der Personen die verfügbaren personellen, materiellen oder organisatorischen Ressourcen über-
steigt oder zu übersteigen droht. Dies kann sowohl innerhalb einer Einrichtung als auch im Zusam-
menhang mit externen Ereignissen auftreten, die Auswirkungen auf die Pflegeeinrichtung haben. In 
solchen Fällen sind eine Priorisierung von Maßnahmen, eine enge Abstimmung mit dem Rettungs-
dienst sowie eine strukturierte interne Koordination erforderlich.

Sowohl stationäre Pflegeeinrichtungen als auch ambulante Pflegedienste sind von medizinischen Not-
fällen betroffen, jedoch unter unterschiedlichen Rahmenbedingungen. Während in stationären Einrich-
tungen die gleichzeitige Versorgung mehrerer Bewohnerinnen und Bewohner innerhalb eines Gebäu-
des zu organisieren ist, stehen in der ambulanten Pflege häufig die schnelle Lageeinschätzung vor Ort, 
die Alarmierung externer Hilfe und die Koordination weiterer Versorgungsschritte im Vordergrund.

Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare Zuständigkeiten, abgestimmte Abläufe und definierte Priori-
täten eine strukturierte Bewältigung medizinischer Notfälle zu ermöglichen. Im Mittelpunkt stehen 
der Schutz von Leben und Gesundheit, die zügige Einbindung externer Notfallstrukturen sowie eine 
strukturierte Dokumentation der Maßnahmen.

6.1.	Checkliste Medizinischer Notfall / Massenanfall – stationär

Medizinische Notfälle können in stationären Pflegeeinrichtungen jederzeit auftreten und erfordern 
ein schnelles, strukturiertes und fachlich sicheres Handeln. Sie betreffen häufig einzelne Bewohne-
rinnen oder Bewohner, können in bestimmten Situationen jedoch auch mehrere Personen gleichzei-
tig betreffen. Ursachen können akute Erkrankungen, Stürze, Infektionsgeschehen, Vergiftungen, 
Hitze- oder Kälteereignisse sowie externe Schadenslagen sein.

Ein Massenanfall von Erkrankten oder Verletzten liegt vor, wenn die Anzahl gleichzeitig betroffener 
Personen die verfügbaren personellen und organisatorischen Ressourcen einer Einrichtung über-
steigt oder zu übersteigen droht. In solchen Situationen müssen Maßnahmen priorisiert, externe 
Rettungsstrukturen frühzeitig eingebunden und interne Abläufe koordiniert angepasst werden.

Stationäre Pflegeeinrichtungen tragen eine besondere Verantwortung, da viele Bewohnerinnen und 
Bewohner in ihrer Mobilität, Kommunikationsfähigkeit oder Selbsthilfefähigkeit eingeschränkt sind. 
Medizinische Notfälle oder ein Massenanfall können daher erhebliche Auswirkungen auf die Versor-
gungssicherheit und den Einrichtungsbetrieb haben.

Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare Zuständigkeiten, abgestimmte Abläufe und definierte Priori-
täten ein koordiniertes Vorgehen bei medizinischen Notfällen oder einem Massenanfall zu ermögli-
chen. Der Schutz von Leben und Gesundheit der Bewohnerinnen und Bewohner sowie der Mitarbei-
tenden steht dabei im Mittelpunkt.
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Checkliste 
Med. Notfall / Massenanfall 
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die Verantwortung für die Koordina-
tion bei medizinischen Notfällen oder 
einem Massenanfall ist festgelegt 
(z. B. Einrichtungsleitung oder 
benannte verantwortliche Person).

Es bestehen festgelegte und doku-
mentierte Stellvertretungsregelungen.

Die interne Alarmierungs- und Infor-
mationskette bei medizinischen 
Notfällen ist festgelegt.

Zuständigkeiten für die Koordination 
von Maßnahmen bei mehreren gleich-
zeitig betroffenen Bewohnerinnen und 
Bewohnern sind definiert.

Es ist festgelegt, wer die Alarmierung 
des Rettungsdienstes oder weiterer 
externer Notfallstrukturen veranlasst.

Regelungen zur Einbindung des 
Trägers bei größeren Notfalllagen sind 
festgelegt.

Es ist geregelt, wer die Kommunikation 
mit Rettungsdienst, Notärzten oder 
weiteren Einsatzkräften übernimmt.

A2. Technische & organisatorische Vorsorge

Notrufmöglichkeiten zur schnellen 
Alarmierung des Rettungsdienstes 
sind jederzeit verfügbar.

Notfallrelevante Telefonnummern  
(z. B. Rettungsdienst, ärztlicher Bereit-
schaftsdienst) sind zugänglich.

Erforderliche Notfallmaterialien  
(z. B. Verbandmaterial, Handschuhe) 
sind verfügbar.
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Der Zugang für Rettungsdienst und 
Einsatzkräfte zur Einrichtung ist 
geregelt.

Bewohnerbezogene Notfallinformatio-
nen (z. B. Diagnosen, Medikation, 
Kontakt daten) sind strukturiert  
verfügbar.

Organisatorische Regelungen zur 
Unterstützung bei mehreren gleich
zeitigen Notfällen sind festgelegt.

Möglichkeiten zur kurzfristigen Perso-
nalunterstützung in Notfalllagen sind 
vorgesehen.

A3. Schulung & Sensibilisierung

Mitarbeitende sind über das Vorgehen 
bei medizinischen Notfällen informiert.

Mitarbeitende kennen die internen 
Alarmierungswege und Notrufabläufe.

Mitarbeitende sind für das Erkennen 
medizinischer Notfallsituationen 
sensibilisiert.

Zuständige Mitarbeitende verfügen 
über grundlegende Kenntnisse in 
Erster Hilfe.

Mitarbeitende sind für das Vorgehen 
bei mehreren gleichzeitig Betroffenen 
sensibilisiert.

Regelmäßige Auffrischungen oder 
Unterweisungen zu Notfallthemen 
sind vorgesehen.

A4. Kommunikation & Dokumentation

Regelungen zur internen Information 
der Mitarbeitenden bei medizinischen 
Notfällen sind festgelegt.

Vorgaben zur unverzüglichen Informa-
tion der Einrichtungsleitung bei rele-
vanten Notfällen sind definiert.

Regelungen zur situationsabhängigen 
Information von Angehörigen oder 
gesetzlichen Vertretungen sind  
festgelegt.
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Die Abstimmung mit Rettungsdienst, 
Notärzten oder weiteren Einsatzkräf-
ten erfolgt koordiniert.

Wesentliche Maßnahmen, Beobach-
tungen und Entscheidungen werden 
nachvollziehbar dokumentiert.

B1. AKUTPHASE – Medizinischer Notfall / Massenanfall

Die Notfallsituation wird festgestellt 
und hinsichtlich Schwere, Anzahl 
betroffener Personen und Dringlichkeit 
eingeschätzt.

Bei Bedarf wird unverzüglich der 
Rettungsdienst alarmiert.

Die Einrichtungsleitung bzw. die 
benannte verantwortliche Person wird 
informiert.

Ein aktuelles Lagebild zur Anzahl und 
zum Zustand der betroffenen Bewoh-
nerinnen und Bewohner wird erstellt 
und fortlaufend aktualisiert.

Erste Hilfe und erforderliche Sofort-
maßnahmen werden im Rahmen der 
vorhandenen Kompetenzen eingeleitet.

Bei mehreren gleichzeitig Betroffenen 
erfolgt eine Priorisierung der Maßnah-
men nach Dringlichkeit.

Weitere verfügbare Mitarbeitende 
werden zur Unterstützung hinzu
gezogen.

Der Zugang für Rettungsdienst und 
Einsatzkräfte wird sichergestellt.

Notfallrelevante Bewohnerinformatio-
nen werden bei Bedarf bereitgestellt.

Nicht betroffene Bewohnerinnen und 
Bewohner werden situationsgerecht 
betreut, um Unruhe zu vermeiden.

Die Abstimmung mit Rettungsdienst 
und Notärzten erfolgt koordiniert.

Der Träger wird bei größeren Notfall-
lagen informiert.
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Alle wesentlichen Maßnahmen und 
Entscheidungen werden nachvollzieh-
bar dokumentiert.

B2. AKUTPHASE  – länger andauernde oder komplexe Notfalllage / Massenanfall

Bei anhaltender oder sich ausweiten-
der Notfalllage wird die Situation 
regelmäßig neu bewertet.

Das Lagebild zu betroffenen Bewoh-
nerinnen und Bewohnern sowie 
verfügbaren Ressourcen wird fortlau-
fend aktualisiert.

Die interne Koordination der Maßnah-
men wird angepasst und bei Bedarf 
erweitert.

Verfügbare personelle Ressourcen 
werden situationsgerecht eingesetzt.

Die Versorgung betroffener Bewohne-
rinnen und Bewohner wird priorisiert 
fortgeführt

Es wird fortlaufend geprüft, ob  
zusätzliche externe Unterstützung 
erforderlich ist.

Die Zusammenarbeit mit Rettungs-
dienst, Notärzten oder weiteren 
Einsatzkräften erfolgt abgestimmt.

Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
des übrigen Einrichtungsbetriebs 
werden organisiert.

Angehörige oder gesetzliche Vertre-
tungen werden bei Bedarf informiert.

Der Träger wird fortlaufend über die 
Lageentwicklung informiert.

Alle wesentlichen Entscheidungen 
und Maßnahmen werden nachvoll-
ziehbar dokumentiert.

C. NACH DEM EREIGNIS

Nach Beendigung der Notfalllage wird 
die Versorgungssituation der betroffe-
nen Bewohnerinnen und Bewohner 
überprüft.
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Es wird sichergestellt, dass notwen-
dige medizinische oder pflegerische 
Nachsorgemaßnahmen erfolgen.

Alle während des Ereignisses getrof-
fenen Maßnahmen und besonderen 
Vorkommnisse werden abschließend 
dokumentiert.

Das Ereignis wird im Rahmen einer 
strukturierten Nachbesprechung 
ausgewertet.

Erkenntnisse, Verbesserungspoten-
ziale und festgestellte Schwachstellen 
werden dokumentiert.

Der Krisen- und Notfallplan wird bei 
Bedarf angepasst; Mitarbeitende 
werden über relevante Änderungen 
informiert.
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7.	Evakuierung / Teilverlegung

Evakuierungen oder Teilverlegungen stellen für Pflegeeinrichtungen ein besonders anspruchsvolles 
Krisenszenario dar, da sie häufig unter Zeitdruck erfolgen und mit erheblichen organisatorischen, pfle-
gerischen und logistischen Herausforderungen verbunden sind. Ziel einer Evakuierung oder Teilverle-
gung ist es, pflegebedürftige Menschen vor akuten Gefahren zu schützen, wenn die sichere Versor-
gung am bisherigen Standort vorübergehend oder dauerhaft nicht mehr gewährleistet werden kann.

Anlässe für Evakuierungen oder Teilverlegungen können unter anderem Brandereignisse, Strom- 
oder Wasserausfälle, extreme Wetterlagen, bauliche Schäden, technische Störungen, Gefahrenla-
gen im Umfeld der Einrichtung oder behördliche Anordnungen sein. Je nach Lage kann eine vollstän-
dige Räumung der Einrichtung oder eine Teilverlegung einzelner Bereiche oder Personengruppen 
erforderlich werden.

In stationären Pflegeeinrichtungen betrifft eine Evakuierung häufig eine größere Anzahl pflegebe-
dürftiger Menschen mit unterschiedlichen Pflegegraden, Mobilitätseinschränkungen oder kognitiven 
Beeinträchtigungen. Dies erfordert eine sorgfältige Priorisierung, geeignete Transport- und Aufnah-
melösungen sowie eine enge Abstimmung mit Rettungsdienst, Katastrophenschutz und weiteren 
beteiligten Stellen. In der ambulanten Pflege kann eine vorübergehende Umorganisation der Versor-
gung notwendig werden, wenn die Häuslichkeit nicht mehr sicher nutzbar ist oder die Versorgung 
vor Ort nicht sichergestellt werden kann.

Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare Zuständigkeiten, vorbereitete Abläufe und abgestimmte 
Kommunikationswege eine geordnete und sichere Evakuierung oder Teilverlegung zu ermöglichen. 
Im Mittelpunkt stehen der Schutz von Leben und Gesundheit, die Sicherstellung der weiteren Ver-
sorgung sowie eine strukturierte Dokumentation und Abstimmung mit Angehörigen, Trägern und 
zuständigen Stellen.

7.1.	Checkliste Evakuierung / Teilverlegung – stationär

Evakuierungen oder Teilverlegungen stellen für stationäre Pflegeeinrichtungen eine besondere Aus-
nahmesituation dar, da sie häufig unter Zeitdruck erfolgen und mit erheblichen organisatorischen, pfle-
gerischen und logistischen Anforderungen verbunden sind. Ziel einer Evakuierung oder Teilverlegung 
ist es, Bewohnerinnen und Bewohner vor akuten Gefahren zu schützen, wenn die sichere Versorgung 
am bisherigen Standort vorübergehend oder dauerhaft nicht mehr gewährleistet werden kann.

Anlässe für eine Evakuierung oder Teilverlegung können unter anderem Brände, Strom- oder Was-
serausfälle, technische Störungen, extreme Wetterlagen, Schadensereignisse am Gebäude oder 
behördliche Anordnungen sein. Je nach Lage kann eine vollständige Räumung der Einrichtung oder 
eine Teilverlegung einzelner Wohnbereiche erforderlich werden.

Stationäre Pflegeeinrichtungen tragen hierbei eine besondere Verantwortung, da viele Bewohnerin-
nen und Bewohner in ihrer Mobilität, Orientierung oder Selbsthilfefähigkeit eingeschränkt sind. Eva-
kuierungen erfordern daher eine strukturierte Priorisierung, eine enge Abstimmung mit Rettungs-
dienst und weiteren Einsatzkräften sowie eine verlässliche Organisation von Transport- und 
Aufnahmemöglichkeiten.
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Ziel dieses Szenarios ist es, durch klare Zuständigkeiten, vorbereitete Abläufe und abgestimmte 
Kommunikationswege eine geordnete und sichere Evakuierung oder Teilverlegung zu ermöglichen. 
Dabei stehen die Sicherstellung der Versorgungskontinuität sowie die Minimierung von Risiken für 
Bewohnerinnen, Bewohner und Mitarbeitende im Mittelpunkt.
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Checkliste 
Evakuierung / Teilverlegung 
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Anmerkungen

A. VORSORGE – vor dem Ereignis

A1. Organisation & Verantwortung

Die Verantwortung für die Koordina-
tion einer Evakuierung oder Teilverle-
gung ist festgelegt (z. B. Einrichtungs-
leitung oder benannte verantwortliche 
Person).

Es bestehen festgelegte und doku-
mentierte Stellvertretungsregelungen.

Die interne Alarmierungs- und Infor-
mationskette bei medizinischen 
Notfällen ist festgelegt.

Zuständigkeiten für die Koordination von 
Evakuierungsmaßnahmen sind definiert

Es ist geregelt, wer die Alarmierung 
externer Einsatzkräfte (z. B. Feuer-
wehr, Rettungsdienst) veranlasst.

Regelungen zur Einbindung des 
Trägers bei Evakuierungs- oder Teilver-
legungslagen sind festgelegt.

Es ist festgelegt, wer die Kommunika-
tion mit Einsatzkräften und Behörden 
übernimmt.

Verantwortlichkeiten für die interne 
Koordination der Bewohnerbetreuung 
während einer Evakuierung sind 
definiert.

A2. Technische & organisatorische Vorsorge

Evakuierungs- und Teilverlegungskon-
zepte sind vorhanden und bekannt.

Flucht- und Rettungswege sind 
gekennzeichnet und freigehalten.

Sammelstellen für Evakuierungsfälle 
sind festgelegt.
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Regelungen zur Priorisierung von 
Bewohnerinnen und Bewohnern bei 
Evakuierungen sind definiert.

Hilfsmittel zur Unterstützung bei 
Evakuierungen (z. B. Evakuierungs
tücher, Rollstühle) sind verfügbar.

Transportmöglichkeiten für Teilverlegun-
gen sind organisatorisch vorgesehen.

Regelungen zur Aufnahme und 
Betreuung evakuierter Bewohnerinnen 
und Bewohner sind vorbereitet.

Notwendige Bewohnerinformationen 
für Evakuierungs- oder Verlegungs
situationen sind verfügbar.

Regelungen zur Sicherung wichtiger 
Unterlagen und Medikamente sind 
festgelegt.

A3. Schulung & Sensibilisierung

Mitarbeitende sind über das Vorgehen 
bei Evakuierungen oder Teilverlegungen 
informiert.

Mitarbeitende kennen die internen 
Alarmierungs- und Informationswege.

Mitarbeitende sind mit den Flucht- 
und Rettungswegen der Einrichtung 
vertraut.

Mitarbeitende kennen die festgeleg-
ten Sammelstellen.

Zuständige Mitarbeitende sind mit 
dem Einsatz von Evakuierungshilfs
mitteln vertraut.

Regelmäßige Unterweisungen oder 
Übungen zu Evakuierungssituationen 
sind vorgesehen.

A4. Kommunikation & Dokumentation

Regelungen zur internen Information der 
Mitarbeitenden bei Evakuierungs- oder 
Teilverlegungslagen sind festgelegt.

Vorgaben zur unverzüglichen Informa-
tion der Einrichtungsleitung bei Evaku-
ierungslagen sind definiert.
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Regelungen zur situationsabhängigen 
Information von Angehörigen oder 
gesetzlichen Vertretungen sind  
festgelegt.

Die Abstimmung mit Feuerwehr, 
Rettungsdienst oder Behörden  
erfolgt koordiniert.

Der Träger wird bei Evakuierungs- 
oder Teilverlegungslagen informiert.

Wesentliche Entscheidungen, Maß-
nahmen und Besonderheiten werden 
nachvollziehbar dokumentiert.

B1. AKUTPHASE – Evakuierung / Teilverlegung

Die Evakuierungs- oder Teilverle-
gungslage wird festgestellt und 
hinsichtlich Gefährdung, Umfang und 
Dringlichkeit eingeschätzt.

Bei akuter Gefährdung wird unverzüg-
lich die Feuerwehr oder der Rettungs-
dienst alarmiert.

Die Einrichtungsleitung bzw. die 
benannte verantwortliche Person wird 
informiert.

Ein aktuelles Lagebild zur Gefähr-
dungssituation und zu betroffenen 
Bereichen wird erstellt und fortlaufend 
aktualisiert.

Die Evakuierung oder Teilverlegung 
wird entsprechend der Gefährdungs-
lage eingeleitet.

Bewohnerinnen und Bewohner 
werden nach festgelegten Prioritäten 
evakuiert.

Bewohnerinnen und Bewohner mit 
eingeschränkter Mobilität oder hohem 
Unterstützungsbedarf werden beson-
ders berücksichtigt.

Evakuierungshilfsmittel werden bei 
Bedarf eingesetzt.

Sammelstellen werden genutzt und 
die Anwesenheit der Bewohnerinnen 
und Bewohner wird überprüft.
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Notwendige Medikamente, Unterla-
gen und Hilfsmittel werden – soweit 
möglich – mitgeführt.

Die Abstimmung mit Einsatzkräften 
erfolgt koordiniert.

Nicht betroffene Bewohnerinnen und 
Bewohner werden betreut, um 
Unruhe zu vermeiden.

Alle wesentlichen Maßnahmen und 
Entscheidungen werden nachvollzieh-
bar dokumentiert.

B2. AKUTPHASE – länger andauernde Evakuierung / Teilverlegung

Bei anhaltender Evakuierungs- oder 
Teilverlegungslage wird die Situation 
regelmäßig neu bewertet.

Das Lagebild zu evakuierten Bewoh-
nerinnen und Bewohnern, Aufent-
haltsorten und Versorgungsbedarfen 
wird fortlaufend aktualisiert.

Die weitere Unterbringung und Versor-
gung der evakuierten Bewohnerinnen 
und Bewohner wird organisiert.

Die personelle Betreuung an den 
Ausweich- oder Sammelorten wird 
sichergestellt.

Notwendige Medikamente, Hilfsmittel 
und Pflegeutensilien werden organisiert.

Es wird fortlaufend geprüft, ob eine 
Rückverlegung oder alternative Unter-
bringung möglich ist.

Die Abstimmung mit Einsatzkräften, 
Behörden oder aufnehmenden Einrich-
tungen erfolgt koordiniert.

Angehörige oder gesetzliche Vertre-
tungen werden bei Bedarf informiert.

Der Träger wird fortlaufend über die 
Lageentwicklung informiert.

Alle wesentlichen Entscheidungen 
und Maßnahmen werden nachvoll-
ziehbar dokumentiert.
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C. NACH DEM EREIGNIS

Nach Beendigung der Evakuierungs- 
oder Teilverlegungslage wird geprüft, 
ob eine sichere Rückkehr in die 
Einrichtung möglich ist.

Vor der Rückkehr wird sichergestellt, 
dass die betroffenen Bereiche wieder 
nutzbar und sicher sind.

Die Rückverlegung der Bewohnerin-
nen und Bewohner erfolgt organisiert 
und priorisiert.

Die Versorgungssituation der Bewohne-
rinnen und Bewohner wird überprüft.

Alle während des Ereignisses getrof-
fenen Maßnahmen und besonderen 
Vorkommnisse werden abschließend 
dokumentiert.

Das Ereignis wird im Rahmen einer 
strukturierten Nachbesprechung 
ausgewertet.

Abläufe, Zusammenarbeit und Reak-
tionszeiten werden reflektiert.

Erkenntnisse, Verbesserungspoten-
ziale und festgestellte Schwachstellen 
werden dokumentiert.

Der Krisen- und Notfallplan wird bei 
Bedarf angepasst; Mitarbeitende 
werden über relevante Änderungen 
informiert.
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8.	Schluss / Nachwort

Die in diesem Handlungsleitfaden beschriebenen Maßnahmen dienen der Unterstützung einer struk-
turierten Vorbereitung, Bewältigung und Nachbereitung außergewöhnlicher Krisen- und Notfallsitua-
tionen in stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen. Sie sollen Einrichtungen dabei unterstüt-
zen, auch unter erschwerten Bedingungen handlungsfähig zu bleiben und eine sichere sowie fachlich 
angemessene Versorgung zu gewährleisten.

Krisen lassen sich nicht vollständig vermeiden, jedoch durch vorausschauende Planung, klare Zustän-
digkeiten und regelmäßige Schulungen beherrschbar machen. Entscheidend ist ein umsichtiges und 
situationsangepasstes Handeln auf Grundlage vorbereiteter Strukturen.

Dieser Leitfaden versteht sich als praxisorientierte Unterstützung und als Unterstützung als Bestand-
teil des internen Qualitäts- und Risikomanagements. Er soll regelmäßig überprüft, fortgeschrieben 
und an neue gesetzliche, fachliche sowie organisatorische Anforderungen angepasst werden.

Ergänzend zu diesem Leitfaden stehen im Anhang kompakte Sofortmaßnahmen-Checklisten zur 
Verfügung, die bei Bedarf laminiert und an zentralen Punkten der Einrichtung angebracht werden 
können. Sie dienen als schnelle Orientierungshilfe in Akutsituationen und ersetzen nicht die ausführ-
lichen Regelungen dieses Handlungsleitfadens.

Ebenfalls im Anhang befindet sich eine Notfallkontaktliste, die einrichtungsindividuell auszufüllen und 
regelmäßig zu aktualisieren ist, um im Ereignisfall eine zügige Kontaktaufnahme mit internen und 
externen Stellen zu ermöglichen.

Die Sicherheit und Würde der betreuten Menschen sowie der Schutz der Mitarbeitenden stehen 
dabei stets im Mittelpunkt allen Handelns.
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Anhang

Notfallkontakte – Übersichtsliste

Einrichtung / Dienst:

Standort:

Stand der Aktualisierung (Datum):

Interne Notfallkontakte

Funktion Name
Telefon  

dienstlich
Telefon mobil

Einrichtungsleitung / PDL

Stellvertretung

Haustechnik

Nachtbereitschaft

Qualitätsmanagement

Externe Notfallkontakte

Stelle
Ansprech

partner
Telefon

Aktenzeichen / 
Kundennr.

Rettungsdienst / Notruf — 112

Ärztlicher Bereitschaftsdienst 116117

Polizei — 110
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Stelle
Ansprech

partner
Telefon

Aktenzeichen / 
Kundennr.

Feuerwehr — 112

Energieversorger

Wasserversorger

IT-Dienstleister

Gesundheitsamt

Heimaufsicht

Träger / Zentrale

Weitere wichtige Kontakte

Funktion / Stelle Telefon Bemerkungen

Apotheke

Sanitätshaus

Krankentransport

Entsorgungsdienst

Die Notfallkontaktliste ist regelmäßig zu überprüfen und zu aktualisieren.  
Empfohlen: regelmäßig sowie anlassbezogen bei Änderungen.
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STROMAUSFALL – SOFORTMASSNAHMEN

(Kurz-Checkliste Pflegeeinrichtung)

1.	 Ruhe bewahren – Lage prüfen  
 	Betrifft der Ausfall nur die Einrichtung oder auch die Umgebung?

2.	 Einrichtungsleitung informieren  
 	Verantwortliche Person benachrichtigen.

3.	 Notbeleuchtung kontrollieren  
 	Funktion in Fluren, Zimmern, Funktionsräumen prüfen.

4.	 Kritische Bewohner prüfen  
 	Beatmung, Sauerstoff, elektrische Hilfsmittel beachten.

5.	 Sicherungskasten prüfen (nur befugte Person)  
 	Keine Eigenreparaturen durchführen.

6.	 Energieversorger kontaktieren  
 	Störung melden / Dauer erfragen.

7.	 Dokumentation beginnen  
 	Zeitpunkt, Maßnahmen, Besonderheiten festhalten.

8.	 Bei längerem Ausfall  
 	Notfallplan Stromausfall aktivieren.

Notruf 112
Energieversorger: 

Einrichtungsleitung: 
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ellen Themen und Internetquellen sowie Hinweise zu Behörden, 
zuständigen Stellen und Ansprechpartnern bei der Bayerischen 
Staatsregierung.
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